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I. Theil. 

Inhalt des MacedoDiaDischen Senatsbeschlusses. 

1. Absclinitt. 

Entwicklungsgesohichte und Wortlaut desselben. 

Glüök, Erläut d. Fand. XIY, S. 302 ff. Hngo, Beohisgesoh. 10. Aufl. S. 704, 705. 
Schweppe, röm. Priy.-B. IT, § 659. Bechtsgesohiohte § 377. Dückers de 
SCO. Maoedo. BeroL 1867. § 1. 

Die gescbiehtliche Entwicklung des Macedonianischen Senatsbe- 
Schlusses lässt sich bis in die Zeit der republikanischen Regierung 
verfolgen. Schon damals existirte eine gesetzliche Bestimmung, welche 
Geld darlehn an Haussöhne verbot. Ob dieses gerade die lex Plae- 
toria gewesen sei, wie einige wollen, soll dahin gestellt bleiben. So 
weit es uns bekannt ist, setzte diese letztere auf gewisse Verträge mit 
Minderjährigen die Strafe der Infamie und es mag vielleicht auf 
sie die Stelle bei Plautus im Pseudolus A. I sc. 3 v. 68 sich 
beziehen: 

Periij an non tum me lex perdidit quinavicenaria? 

Metuunt credere omnes . . 
Hingegen dürften die Verse im Phormio (Ä« U sc. 1 v. 72) des 
Terentius auf eine dem Macedonianum ähnliche Verordnung deuten. 
Dort sagt nemlich der Sclave Geta zu Demipho, der meint sein Sohn 
habe Geld aufnehmen können: 

Hui dixti pulcre: si quidem quisquam crederet 

te vivol 
Ebendarauf weisen auch die Worte Cücero's in der Rede fär 
M. Coelius (c. 7) hin: 

Sftydftl, Lfthre ▼. maeftd. SwuhtibMehliiBS«. 1 



2 L TheiL 1. Absohnitt. 

Tabulas, qui in potestate patris est, nuHas conficit. Versuram 
nunquam omDino fecit ullam. 

Bestimmtere Nachrichten haben wir aus der Eaiserzeit. Tacitus, 
in den Annalen B. XI, 13 sagt: Claudius that durch ein Gesetz 
der Habgier der Geldverleibcr Einhalt, damit diese nicht, auf den 
Tod der Aeltern speculirend, den Haussöhnen Darlehn geben sollten. 
Anders dagegen berichtet Suetonius in seiner Biographie Vcspasians 
(cap. ll}: Vespasian veranlasste einen Senatsbeschluss, dass Gläu- 
biger von Haussöhnen ihre Darlehn niemals, auch nach dem Tode 
der Aeltern nicht, sollten zurückfordern können. 

Ob nun am angeführten Orte Sueton von derselben Verordnung 
wie Tacitus spricht und man demnach nur bei einem der beiden 
Autoren einen Irrthum über die Zeit der Abfassung annehmen müsse, 
ist mit Sicherheit nicht zu sagen. Es ist vielmehr auch die Vcrmu- 
thung möglich, dass Sueton von einem weiteren Senatsbeschlusse 
spreche, der auf das von Tacitus erwähnte Gesetz folgte. Ich möchte 
sogar dieser letztem Ansicht den Vorzug geben. Jedenfalls scheint 
die Zeitangabe bei Sueton für unsern Senatsbeschluss die richtige, wie 
auch dieser Autor dessen Inhalt viel genauer wiedergibt*). 

Die Sache kann, wohl so gewesen sein, dass in der wenn auch 
kurzen, doch durch das Regiment eines Nero und die folgenden poli- 
tischen Wirren aus allen Fugen gerissenen Zeit, die seit Erlassung 
der lex Claudia verflossen war, jene erste Verordnung in Vergessen- 
heit gerieth. So mochte sie dann, als der Prozess Macedo in ein- 
dringlicher Weise daran erinnerte, durch Vespasian eine schärfere 
und präcisere Fassung erhalten haben (vielleicht durch sorgfältigere 
Ausbildung der Bestimmung ;,ne post patrum quidem mortem^, was ja 
durch jenen Fall sehr nahe gelegt war). 



*) S. hierüber Dückers, der mit viel Aufwand von Gründen zu "Werke geht, 
S. 2—5. Dagegen Glück XIV S. 305 u. a. a. 0. Schwanert, d. Lehre von der 
Naturalobligation S. 344 N. 13. Dietzel das SC. Maced. Leipz. 1856. S. 70 N. 1. 
Windscheid, Pand. § 378 N. 1. 

Einen andern Yereinigungsversuch des Heineecius erwfihnt Glück: Vespasian 
habe als Gonsul unter Claudius din Senatsbeschluss in Vorschlag gebracht, eine 
sinnreiche Vermuthung, aber eben nicht mehr. 

Rudorff, röm. Rechtsgesch. I. S. 122. Unterholzner, Schuldverhältn. S. 147 
Note. 

Es wird als vereinzelt angeführt, dass dieser Senatsbeschluss nicht nach dem 
Antragsteller genannt ist, doch finden sich Beispiele, wie die lex Soantinia. Noodt 
XU 1. 1 pr. h. t. 
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Die ganze Frage, über die man früher so viel Worte verloren 
bat, ist übrigens von geringem juristischem Interesse, lieber das, was 
für uns weit wichtiger erscheint, über die unmittelbare Entstehungs- 
ursachc. des Senatsbeschlusses , haben wir einen um so zuverlässigeren 
-Bericht Ulpians im 29. Buch ad Edictum, wie er in den betrefFenden 
Digeatenabschnitt aufgenommen ist. Ich übersetze die Stelle 1 1 pr; 
D. h. t. fcf. § 7 J. 4, 7) in folgender Weise: 

^Die Worte des Macedonianischen Senatsbeschlusses sind: Da unter 
den übrigen Ursachen des Verbrechens Macedo^s, wie sie seine Natur- 
anlage ihm an die Hand gab, auch Schulden zählten und oft schon An- 
stoss zu Verbrechen für schlechte Charaktere Leute gaben, die Geld, 
um keinen starkem Ausdruck zu gebrauchen, an unsichere Schuldner 
liehen, so wird beschlossen, dass keinem ^ der einem Haussohn ein 
Gelddarlehn gegeben hat, ein Klagrecht ertheilt werden solle, auch 
nicht nach dem Tode des Ascendenten, in dessen Gewalt der Haus- 
sohn stand; denn diejenigen, welche durch ihr wucherisches Treiben 
ein so schlimmes Beispiel geben, sollen wissen, dass kein Haussohn 
durch Abwarten des Todes seines Vaters zu einem sicheren Schuldner 
werde.*' 

Sogleich an die Anfangsworte unseres Senatsbeschlusses knüpft 
sich eine ziemlich alte Polemik über die Person des dort genannten 
Macedo. Während die einen denselben für einen Wucherer halten, 
sieht die Mehrzahl mit weit besserem Rechte in ihm einen Haussohn*). 
Zu der ersten Ansicht bekennt sich Dietzel, der in einer Note etwas 
nebenbei äussert: Der Streit, ob Macedo der Wucherer oder der 
Haussohn sei, wäre den Worten des Senatsbeschlusses gegenüber un- 
möglich und ohne Theophilus schwerlich entstanden. 

Dagegen, dass man in Maoedo einen Wucherer sucht, spricht vor 
Allem der lateinische Sprachgebrauch, da aes alienum (das Macedo 
inter ceteras sceleris causas adhibuit) immer nur vom Schuldner, nie 
vom Gläubiger gebraucht wird: 1 213 § 1 D. 50, 16. Aes alienum 
est, quod nos aliis debemus; aes suum quod alü nobis debent. 



•) So Glück XrV' S. 806. Windsoheid § 373 N. 1. Dückers S. 6-8. Da- 
gegen Koch, Becht d. Forderungen IIL S. 341, 2. Dietzel S. 70. In der altem 
Lit. war das brennende Frage; filr einen Wucherer erklärten den Macedo DoneUus 
Xn, c. 24 § 4, Cujacius, Joh. Voet, Ant. Faber; för einen HausBohn Maranus u. 
Schulting (in den betrefifenden Commentaren), Heineccius (antiq. Born, ad inst. 1. lY 
tit. 7 § 8), Alef (dies acad. diss. XI), welch letzterer noch von der gegnerischen 
Meinung sagen musste: Et est adeo communis haeo opinio, ut si illam ex autorita- 
tibus aestimes, reluotari nefas videatur. 

1* 



^ 
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Wenn wir also scbon einen philolo^schen Grund ftlr uns anzu- 
führen haben,, so gewinnt die Sache völlige Sicherheit, wenn wir das 
von Dietzel so unsanft bei Seite geschobene Zeugniss des Theophilus 
vergleichen^ welcher, wie man bei ihm L IV, 7 § 7 nachlesen mag) 
positiv erzählt, der stark verschuldete Macedo habe, um Geld zu Be- 
friedigung seiner Gläubiger zu bekommen, seinen Vater ermordet. 
Man braucht des Theophilus Zeugniss nicht zu überschätzen, um die 
Zumuthung zu stark zu finden, als habe er diese Geschichte rein aus 
der Luft gegriffen. 

Betrachten wir nun die ganze Motivirung des Senatsbeschlusses, 
wie sie in dem Vordersatze cum — crederet enthalten ist, so bekom- 
men wir folgende grammatische Analyse: 

1. zu praestaret ist Subjekt qui-crederet, 

2. aes al. adhibere scheint mir nicht gleich aes al. facere, con- 
trahere, genommen, sondern (siehe die Uebersetzung) davon verstanden 
werden zu müssen, dass zu den Innern Gründen (natura), die den 
Macedo zu dem Verbrechen trieben, auch noch ein äusserer, der in 
Verschuldung bestand, hinzutrat. Man beachte dabei den Singular 
scelus, der auf einen bestimmten einzelnen Fall deutet; bei einem 
Wucherer wären es eher scelera in fortgesetzter Reihe. 

3. Wie nun die Innern und äussern Gründe, die Macedo zum 
Verbrechen brachten, einander gegenüber gestellt werden, so sind in 
dem ganzen Satze cum — crederet die Motive, die den Senat zu seinem 
Beschlüsse bewogen, ebenfalls einander entgegengesetzt: cum — adhi- 
buisset enthält die spezielle, et — crederet die allgemeine Veranlassung. 

Eine Quelle der mannigfachsten Missgriffe war endlich noch das 
incertis nominibus credere. Die meisten Uebertragungen dieses Aus- 
drucks sind falsch, oder doch ungenügend. 

Hommel (de mutuo fil. fam. Lips. 1726) und nach ihm Glück 
(S. 304) übersetzen: auf ungewissen, von der Willkür des Gläubigers 
abhängigen Zahltermin leihen. Der Wahrheit nahe kömmt Heineccius 
(1. c. VI, 7 § 8), welcher erklärt: nominibus non bonis sub usuris 
immodicis credere, aber mit den unmässigen Zinsen ein hier unerheb- 
liches Moment (vglJ. 8 §9 h. t.) hineinbringt. Dietzel äussert: „Bei- 
spielsweise fuhrt der Senat das pecuniam incertis nominibus cre- 
dere an; es ist jedenfalls nicht noth wendig, dabei an Darlehensschuld 
zu denken. Im gewöhnlichen Leben wird wohl pecuniam credere dem 
pecuniam dare (credendi causa) gleich gebraucht, aber die Kanzlei- 
sprache des Senats (I) muss es rechtfertigen, wenn wir das pecuniam 
credere nicht auf eine Species beschränken. Der angeführte Fall des 
Senats ist z. B. vorhanden, wenn Jemand dem Hauskinde eine 
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schwer exigible Forderung (1) cedirt und sich von demselben 
eine gleiche Summe stipulirt. Die Cession des incertum nomen ist 
das Zahlungsmittel, um das pecunlam credere zu bewirken.^ Ebenso 
weit von der Wahrheit entfernt ist Dückers Ansicht (a. a. O. S. 7 u.), 
dass incertum nomen eine Schuld sei, die nur beim Eintritt gewisser 
Bedingungen, wie z. B. dem Tode des Vaters heimgezahlt werde. 

Die Mannigfaltigkeit der Auslegung lässt, wie ersichtlich, nichts 
zu wünschen übrig; Gründe für die eigne und gegen die fremden 
Ansichten hat man von allen Seiten herbei zu holen gesucht, sich 
aber nicht an diejenige Autorität gewandt, welche allein hier 
massgebend sein kann , an die lateinische Stilistik. Die richtige Er- 
klärung ist folgende: Nomina heissen ursprünglich die in die Codices 
accepti et expensi eingetragenen Schuldforderungen (pr. J. 3, 21), im 
späteren Rechte werden aber mit diesem Ausdrucke Schuldforderungen 
jeder Art bezeichnet (1. 6 pr. D. 50, 16), 

Nomen certum ist also eine Schuld, deren Rückzahlung mit Sicher- 
heit zu erwarten steht, wie z. B. Cic. pr. Quinct. XI, 38 in diesem 
Sinne sagt : Moritur C. Quinctius qui tibi ut ais certis nominibus gran- 
dem pecuniam debuit. Das Gegentheil ist hier: incerta nomina sind 
unsichere Schuldner und zwar desshalb unsicher, weil die Wahrschein- 
lichkeit der Heimzahlung von äusseren Eventualitäten abhängt, nicht 
^yinexigible Forderungen^, nicht ,, unbestimmte Zahltermine^ , welch 
letzteres laut der Grammatik dies heissen müsste. 



2. Abschnitt. 

Grundgedanke des Maced. Senatsbesohlusses. 

ChristiaiiBeii, zur Lehre von der naturalis obligatio u. condictio indebiti. Kiel 1844. 
S. 110. Dietzel § 5, 8. 

Für die Erklärung einer jeden gesetzlichen Bestimmung wird zu- 
nächst nach Feststellung ihres thatsächlichen Inhalts die Frage von 
höchster Wichtigkeit sein, welchem Motive sie ihre Entstehung ver- 
dankt. Auch für unsern Macedonianischen Senatsbeschluss triffl; 
dies zu. So sehr jedoch dies allgemein anerkannt wurde, so ver- 
schiedene Ansichten haben sich gerade hier geltend gemacht. 

Es wiederholt sich in der Entstehungsgeschichte dieses Gesetzes 
die zu allen Zeiten gemachte Erfahrung, dass es zur Beseitigung, wenn 
auch noch so fühlbarer, doch alteingewurzelter Missstände immer erst 
eines einzelnen, recht in die Augen springenden Vorkomnmisses be- 
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darf, das die schlummornden Geruüther aus dem Schlafe schüttelt und 
die drohende Gefahr mit voller Klarheit yor die Augen rückt. Es 
ist dann nicht so wohl jene einzelne Begebenheit, die wir als Ursache 
der nun getroffenen Massregeln betrachten dürfen, als vielmehr der 
krankhafte Zustand überhaupt, von welchem der concreto Fall nur ein 
Symptom ist. Allgemein bekannt sind die zerrütteten Verhältnisse der 
römischen Gesellschaft in der Kaiserzeit : grenzenloser Luxus, zu dessen 
Befriedigung selbst grenzenlose Mittel nicht ausreichten, gelockerte 
Familienbande, unnatürliche Lbster in solcher Ausbreitung, dass da- 
neben die natürlichen fast als Tugend erschienen und in Folge dess^i 
vor Allem eine sittlich verdorbene, genusssüchtige Jugend, von deren 
Treiben die Gedichte CatuUus^, Juvenalis* und Persius' ein schrecken- 
erregendes Bild geben. Um ihren Lastern zu genügen, brauchte 
natürlich die römische jeunessc dor^e zuvörderst Geld und da wohl 
zuletzt ihre Väter solchen Ansprüchen an den Beutel nicht mehr ge- 
nügen mochten oder konnten, so warf sie sich den Wucherern in die 
Arme, welche in der damaligen Zeit eine bedeutende und lucrative 
KoUe spielten. Sie liehen den jungen Leuten Geld auf Zinsen oder 
gar Zinseszinsen unter der Bedingung, dass sie, wenn einst der Vater 
stürbe, und sie so in den Besitz ihres Vermögens kämen, bezahlten. 
Man kann sich die Wirkung denken, welche diese leichte Möglich- 
keit, sieh augenblicklich Geld zu verscbafien, auf leichtfertige junge 
Menschen übte: Verschwendung im grössten Massstabe war die Folge. 
Man fing an, auf den Tod des Vaters zu speculiren, allmälig kam wohl 
auch die Lust, das Ereigniss zu beschleunigen. Schon zu Cicero's und 
Ovidius' Zeiten lag der Vatermord so zu sagen in der Luft, wie die 
beiden Stellen zeigen: 

Cic. pr. Rose. Am. c. 22. Patrem occidit Roscius? qui homo? 
adolescentulus corruptus? Luxuriös igitur hominem nimi- 
rum et aeris alieni magnitudo et indomitae animi cupiditates ad 
hoc scelus impulerunt. 

Ovid. Metam. I, 146 ff. 

Imminet exitio vir conjugis, illa mariti, 
lurida terribiles miscent aconita novercae, 
filius ante diem patrios inquirit in annos . . . 

Man schritt trotzdem nicht zu durchgreifender Abhilfe. Allenfalls 
gemachte Versuche gerathen als zu wenig energisch unter den politi- 
schen Wirren in Vergessenheit. Da kam endlich jene cause c^lfebre, 
der Prozess Macedo, der dem entsetzten Senat die Augen öfihete. 
Die Wirkung dieses Schreckens war der Macedonianische Senats- 
beschluss. 



I. Theil. 2. AbBohnitt. 7 

Um den Grundgedanken zu erhalten, der diesem Gesetze unter- 
liegt, wird folgende Betrachtung dienlich sein. Drei Parteien sind es, 
welche durch die Wirkung desselben betroffen werden, der Gläubiger, 
der Haussohn, dessen Vater. Die beiden ersten direkt, der letztere 
indirekt ; der erste mit einem Nachtheile, die beiden letztern mit einem 
Vortheile. Es leuchtet hieraus der doppelte Charakter des Senatsbe- 
schlusses als einer einerseits verbietenden, strafenden, andrerseits 
schützenden, polizeilichen Gesetzbestimmung ein, wobei jedoch das 
erstere Moment als überwiegend erscheint. Sagen ja doch die Quellen 
selbst, dass „odium creditoris*^ es war, was dem Gesetze das Leben 
gab und gegen die Wucherer wendet es sich auch in seinem Schluss- 
satze (nc cui — fieri) direkt. Sie sollen dafür, dass sie eine Krankheit 
des Staats befördern helfen, durch Verlust der Einklagbarikeit eines 
Forderungsrechts bestraft werden, das als bestehend allerdings aner- 
kannt wird. Diese Strafe des Gläubigers führt in ihrem Gefolge einen 
Vortheil für den schuldenden Haussohn mit sich, faktische Befreiung 
von seiner Zahlungsverbindlichkeit. Diese Wirkung ist als rein ac- 
cidentiell anzusehen; 1. 9 § 4 h. t. spricht dies mit den Worten aus: 
„quia hi demum solutum non repetunt, qui ob poenam creditorum 
actione liberantur, non quia exonerare cos lex voluit^ Es 
geht dies auch noch daraus hervor, dass die natürliche Verbindlich- 
keit des Schuldners bestehn bleibt und das Gezahlte nicht zurückge- 
fordert werden kann. Man wollte keine Prämie auf die Liederlichkeit 
setzen; aber das Gesetz musste wohl, wenn es Darlehn der angegebe- 
nen Art verhindern, wenn es seinen strafenden und schützenden Zweck 
erreichen wollte, den Haussohn von seiner Schuld befreien; denn sonst 
standen ja für den Hausvater dieselben Gefahren, für den Haussohn 
aber alle jene moralisch und ökonomisch ruinirenden Folgen zu be- 
sorgen, die man eben verhüten wollte (cum ... saepe materiam 
malis moribus praestarent). Halten wir an dieser Auffassung eines 
doppelten, verbietenden und polizeilichen Charakters unsres Senats- 
' beschlusses fest, so werden wir eine richtige und klare Einsicht in die 
Details des Gesetzes bekommen, indem wir von diesem Standpunkte 
aus den Grund mancher sonst nicht wohl zu erklärenden Ausnahms- 
bestimmungen mit Leichtigkeit erkennen werden. 

Ich glaube diese Ansicht über den Grundgedanken des Mace- 
donianum die herrschende nennen zu können. Mit ihr hat sich Dietzel 
in Widerspruch gesetzt. Derselbe sucht den Grund des Senatsbe- 
schlusses in etwas Anderem als dem, was der Senat selbst als solchen 
ausspricht, er will so zu sagen besser wissen als der Senat, welches 
dessen Motive gewesen seien. Indem er die oben als accidentiell 



8 n. Thefl. 1. AlMdmitt 

bezeichnete Wirkung des Gesetzes auf den Haussohn zum Hauptzweck 
erhebt, erkennt er den ^rechtlichen^ Grund desselben in der Vermö- 
gensunrähigkeit des Haussohnes zur Zeit des Darlehns. — Siehe da- 
gegen schon Donell. XII c. 24 § 5: Constat enim (SC.) prohibitione 
et poena, dum et prohibet pecuniam mutuam dari f^.f« et si contra 
factum sit, poenam statuit — Für Dietzel ist das accidentielle die 
Wirkung auf den Hausvater, der blos desshalb befreit sein soll, weil 
sonst die Erleichterung für den Sohn illusorisch gewesen wäre. Das 
Motiv der Bestrafung des Gläubigers ist für ihn gar nicht da. Seine 
Beweisführung beginnt er damit, zu sagen, die Worte qui filiofamilias 
mutuam pecuniam dedisset seien zu interpretlren : wer einem Hauskind 
Geld dargeliehen hätte, so dass die dargeliehene Summe nur dem Haus- 
kinde zum Yortheil gereiche. Dass man bei solcher ^^Interpretation^ 
herausliest, was man will, ist klar. Ich verweise für das Uebrige auf 
den Autor selbst Wenn Dückers in seiner Abhandlung der Dietzel'- 
schen Ansicht eine längere Widerlegung widmen zu müssen glaubte, 
so halte ich das gegenüber einer so mangelhaften Begründung für 
überflüssig. Windscheid (§ 373 N. 1), der ebenfalls sowohl den 
Grundgedanken des Dietzerschen Buchs als dessen Ausführung im 
Einzelnen für verfehlt erklärt, sagt sehr richtig: Allerdings ist die 
Yermögensunfähigkeit des Hauskinds Voraussetzung der Senatsvor- 
schrift, aber nur desswegen, weil gerade dadurch das in 
mortem parentis credere in seiner vollen Nacktheit 
hervortritt. 



H. Tlieil- 

Voraussetzungen der Anwendung des Senatsbeschlusses« 

1. Abschnitt. 
A. Hinsiohtlieh der Person des Haussohnes. 
Glück XIT, § 899, I. Dietzel § 16. Dückers § 3. 

Als erste Voraussetzung der Anwendung unseres Gesetzes auf 
ein Darlehnsgeschäft erscheint, dass der Schuldner in väterlicher Ge- 
walt stehe. 
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Im Texte seiner Verordnung bedient sich der Senat des Aus- 
drucks filiusfamilias. Es ist zu erwägen, welche Ausdehnung diesem 
Worte zu geben sei. 

Dietzel fängt hier mit dem Donellus einen kleinen Streit an, weil 
der letztre ganz richtig sagt, filiusfamilias bezeichne gemeinrechtlich 
ausser der Haustochter auch den Enkel in grossväterlicher Gewalt 
Dietzel (S. 86)^ dem Dückers (S. 26) beipflichtet, scheint dies ^eincm 
jus singulare gegenüber nicht auszureichen, ja nicht zuzutreffen.^ Da- 
gegen wäre zu bemerken, dass jedenfalls der Senat verschiedener An- 
sicht war; denn obschon er im Eingang fil. fam. sagt, fährt er doch 
unten weiter: etiam post mortem parentis ejus, cujus in po- 
testate fuisset, da er doch offenbar, wenn er es anders meinte, 
kürzer und treffender patris gesagt hätte. 

Doch — um von einem wenig fruchtbaren Wortstreite abzukom- 
men — unsere Quellen erledigen die hier beregte Frage mit der 
wünschenswerthesten Genauigkeit Nach ihnen sind unter dem Aus- 
drucke filius familias mitzuverstehcn : 

1. die Haustöchter nach 1 9 § 2 D. h. t. (Ulp.) Es scheint da- 
bei die Einrede, es seien für das aufgenommene Qeld Schmucksachen 
gekauft worden, so häufig yorgekommen zu sein, dass deren ausdrück- 
liche Zurückweisung in citirter Stelle nöthig schien. Und in der That 
wird man sich kaum darüber wundern, wenn man Seneca^s Worte 
(de benef. YII, 9) über dieses Capitel hört. Nicht mehr Einen Hing 
an jedem Ohre trägt man, so sagt er; denn die Ohren sind an das 
Tragen von Lasten gewöhnt. Reihenweise hängt man sie aneinander 
und fügt an zwei Ringe noch weitere: nicht eher gibt sich der weib- 
liche Wahnwitz zufrieden, als bis zwei oder drei Vermögen an einem 
Ohre hängen. 

2. Enkel unter grossväterlicher Gewalt nach 1. 14 D. h. t. (Julian) 
1. 6 § 1. 0. h. t cf. 1. 3 § 4 D. 4, 4. 

3. Arrogirte nach 1. 1 § 2 h. t. 

Die Frage, ob das Darlehn von einem unter väterlicher Gewalt 
Stehenden aufgenommen worden sei, ist natürlich vom Momente des 
Vertragsabschlusses zu beurtheilen. Für den Fall, dass die Existenz 
der väterlichen Gewalt zeitweilig nicht feststehen sollte, z. B. weil der 
Vater sich in feindlicher Gefangenschaft befindet (Lex Cornelia), bleibt 
auch die Anwendbarkeit des Senatsbeschlusses zweifelhaft. Derselbe 
greift alsdann erst Platz, wenn der Sohn wieder unter die Hausgewalt 
könmit, cessirt, wenn dieser Fall nicht eintritt In der Zwischenzeit 
ist die Klage abzuweisen (1. 1 § 1 D. h. t). Ein Darlehn, über 
dessen Aufnahme vom Haussohne während der Dauer der väterlichen 
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Gewalt unterhandelt wurde, wird, dem oben angegebenen Grundsatze 
geujäss, nie unter das Macedonianum fallen, wenn der wirkliche Ab- 
schluss erst nach Auflösung jenes Unterwürfigkeifsvcrhältnisscs statt 
&nd: ,,quia mutua jam patri fam. data est, quia quod Tulgo dicitur, 
filio fam. credi non licerc, non ad verba referendum est, sed ad nu- 
merationem. Ergo bic et in solidum damnabitur, non in id, quod fa- 
cere potest.*^ Mit derselben Noth wendigkeit findet umgekehrt der 
Senatsbeschluss Anwendung, wenn der Gläubiger mit Jemand stipu- 
lirt, der Hausyater war, den Vertrag aber abschliesst^ nachdem dieser 
unter eine Täterliche Gewalt getreten ist: „quia expleta est numeratione 
substantia obligationis.'' S. 1 3 § 4 1. 4. 5. 6. h. t. 

Den Grundsatz festhaltend, dass der Moment des Vertragsab- 
schlusses über die Anwendung des Macedonianum entscheidet, wird 
man auch weiter sagen müssen, dass es für dessen Wirksamkeit be- 
deutungslos sei, ob der zur Zeit der Darlehnsaufnahme Gewaltunter- 
worfene inzwischen unter eine andere Hausherrschaft getreten sei. I. 7 
§ 4 h. t. begründet dies sehr gut mit den "Worten: mens SO** non 
cessat. 

Da das Gesets ferner seine Bestimmungen, ohne weitere Unter- 
scheidungen zu machen, einfach als für alle Haussöhne giltig aus- 
spricht^ so werden auch jegliche besondern persönlichen Eigenschaften 
eines Haussohns hier ohne Gewicht sein. Es wird vor Allem gleich- 
giltig sein, ob derselbe minderjährig oder volljährig ist. Ja gerade 
für volljährige Haussöhne ist das Gesetz vorzugsweise bestimmt, da 
Darlehn an Minderjährige schon durch die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand genugsam verhindert wären. (Windscheid § 373 
Note 4.) 

Nicht minder erscheint nach 1 1 § 3 h. t. das vom Haussohne 
etwa bekleidete Amt, welches ja auch die väterliche Gewalt nicht auf- 
hob, hier als einflusslos (nam etiamsi consul sit vel cujusvis dignita- 
t!s SC^ locus est), obschon einige Ausnahmen sich begründet finden. 
In älterer Zeit waren es deren nur zwei für gewisse priesterliche 
Würden. L. 3 § 4 h. t. deutet darauf hin, wo die Worte „sive ca- 
pite deminutus sit sive morte patris vel alias sui juris sine capitis di- 
minutione fucrit effectus^ die verschiedenen Arten angeben, auf welche 
der Haussohn selbständig werden kann. Savigny (Syst. II S. 506) 
bemerkt hiezu: „Die Worte vel alias etc. können unmöglich anders 
als von dem Flamen oder der Vestalin oder wahrscheinlich von bei- 
den zugleich verstanden werden. Vielleicht hatte diess Ulpian geradezu 
ausgedrückt und die Compilatoren haben abstraktere Ausdrücke an 
ihre Stelle gesetzt.« (Vgl. Gell. noct. Atk. I, 12.) 
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In der Folge wurde durch die Novelle 81 Justinians diese Wir- 
kung auch der Erlangung anderer Würden zugeschrieben. Wenn 
man dabei aus c. 2 der citirten Novelle folgern wollte, dass die Be- 
stimmungen des Macedonianum auf in solcher Weise selbständig Ge- 
wordne immer noch Anwendung fänden, so konnte dies nur in Folge 
jener irrigen Auffassung geschehn^ welche in einer Begünstigung der 
Haussöhne den eigentlichen Zweck des Senatsbeschlusscs zu erkennen 
glaubt. Es wird daher die Widerlegung dieser Ansicht durch Dückers 
(S. 27) vollkommne Billigung verdienen. 

Für das heutige Recht, dessen veränderte Verhältnisse so man- 
chen Bestimmungen des römischen Rechts ihre Bedeutung genommen 
haben, sind jene Justinianischen Verordnungen von geringem Werth. 
Wenn man als das bleibende Prinzip den Satz heraus nimmt, dass 
durch die Lebensstellung des Haussohns die Anwendung des Macedo- 
nianum nicht berührt werde, und hinzufügt, dass eben praktisch mei- 
stens mit der Erlangung eines Amtes durch den Sohn die Errichtung 
eines selbständigen Haushalts sich verbindet, so wird das wenige gesagt 
sein, was die neue Zeit in diesem Punkte vom Alten noch übrig ge- 
lassen hat. 

Weit wichtiger und folgenreicher ist eine Einschränkung, welche 
jenes Prinzip und damit die Anwendung des Senatsbeschlusses über- 
haupt durch einen andern Rechtssatz erleidet. Ueberall da nemlich, 
wo das Hauskind zu Folge seiner Lebensstellung ein seiner eignen 
Verfügung unterstehendes Sondergut hat, stellt dem Gläubiger ein 
Rückforderungsrecht bis zum Betrag dieses sog. pcculium castrense zu. 
So sagt in I. 1 § ult. I 2 D. h. t.*) Ulpian, indem er als Grund 
hinzufügt, dass die Haussöhne in Ansehung ihres Soldatenguts die 
Stellung von Familienvätern einnehmen. Zum Soldatengut gehört aber 
bekanntlich Alles, was ein der väterlichen Gewalt ünterthäniger in 
Kriegsdiensten erwirbt, d. h. Alles, was er ohne Soldat zu sein, nicht 
erworben hätte (1 11 D. 49, 17) und daher selbst Erbschaften von 
solchen^ die ihm nur bei Gelegenheit seines Militärdienstes bekannt 
werden konnten (1 1 C. 12, 37). 

So einfach nun die Worte des Gesetzes sind, knüpft sich doch 
nicht leicht an irgend einen Punkt unseres vielumstrittenen Senatsbe- 
schlusses eine so umfassende, ja verwirrende Polemik (worüber beson- 
ders Windscheid § 873 N. 6). Es mag desshalb zweckdienlich er- 



*) In filio ÜAmilias nihü dignitas facit, quominus SC. Macedonianom looam 
habeat; nam etiamsi oonsul sit vel cigusTis dignitatis, SCo loous est, nisi forte ca- 
strense peculiiun liabeat; tunc enim SC. cessabit nsque ad quantitatem castrensis 
pecalü, quum filü familias in castrensi peoulio yioe patrom familiamm Aingantur. 
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scheinen, was eben nur kurz als Inhalt der Ulpian*schen Stelle ange- 
geben wurde, eines weitern zu entwickeln und so die einzelnen Streit- 
punkte klar hervortreten zu lassen. 

Das Macedonianum cessirt — so ist gesagt — wenn der Haus- 
sohn zur Zeit des Darlehns ein peculiuni castrense oder quasi 
castrense (nicht auch wenn er ein adventicium irreguläre oder 
reguläre) besitzt, und zwar soweit dasselbe reicht Dabei ist nicht 
nothwendig, dass das Darlehn eigens für das Sonder- 
gut gemacht sei. 

I. Der Haussohn muss also zur Zeit der Darlehensaufnahme im 
Besitze des castrensischen Vermögens sein. Anhänger dieser Meinung sind 
Arndts, Senflfert (Fand. § 312) und Dückers (S. 116). Auch Vangerow 
und Mühlenbruch sind hieher zu rechnen. Pnchta, der keine eingehende 
Erörterung der Sache gibt, sagt nur in einer Note: ;,Als Subjekt ca- 
strcnsischcr Güter ist der Haussohn Familienvater.^ 

Mit der herrschenden Lehre im schroffsten Widerspruche steht 
Dietzel, wie er dies auf Seite 22 — 26 unter der schon genugsam be- 
zeichnenden Ueberschrift „filiusfamilias miles^ ungefähr in folgender 
Weise näher darthut. 

Hauskindschaft und Vermögensunßlhigkeit falle juristisch zusam- 
men; davon kenne das römische Recht nur Eine Ausnahme, für den 
Haussohn, welcher Soldat ist Als Soldat gelte derselbe für vermö- 
genstähig; wie weit, bestimme der Begriff des Soldatenguts. Freilich 
könne er blos bis zum Betrage desselben halten; denn nur so weit 
gehe die Vermögensfähigkeit. Da entsteht nun die von den römischen 
Bechtsgelehrten unerörterte Frage, ob der Senatsbeschluss nur dann 
nicht gelten solle, wenn zu Zeit der Aufnahme des Darlehns der 
Haussohn ein Soldatengut hatte, oder schon dann nicht, wenn derselbe 
Soldat war, gleichviel ob er bereits ein Sondervermögen besass oder 
nicht, vorausgesetzt nur, dass zu Zeit des Richterspruchs solches vor- 
handen ist. Aus 1. 1 § 3 1. 2 h. t. könne für erstre Meinung nichts 
geschlossen werden (?). Nicht einmal sei mit dem Dasein eines Sol- 
datenguts jede Darlehns Verbindlichkeit klagbar, wie es nach Puchta 
und Vangerow scheine. Der Haussohn müsse damals auch Soldat 
gewesen sein; denn auf den Beginn desContrakts sei zu sehen. „Erst 
als Soldat hat das Hauskind juristisch ein Vermögen wie jeder Haus- 
vater: das Nichtvorhandensein faktischer Objekte ist gleichgiltig und 
nur für den Vollzug praktisch bedeutsam.'^ Ulpian, meint Dietzel, 
setze eben den Fall, dass der Haussohn zu castrensischem Vermögen 
gekommen sei, er entscheide nicht prinzipiell, 1. 7 § 1 C. h. t. sei hie- 
mit in Verbindung zu bringen. Und so erhält er denn endlich den 
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Schluss: ;,Der Haussohn haftet bis zum Belange des Soldatenguts, 
wenn er das Darlehn als Soldat aufnahm, gleichviel ob er faktisch 
damals Sondervermögen hatte oder nicht.^ 

Vor Allem ist streng festzuhalten , dass der Ausgangspunkt der 
Betrachtung nur die Ulpian^sche Digestenstelle sein kann; denn um 
ihre Erklärung handelt es sich doch. Da finden wir nun vor Allem 
den in Kriegsdienst stehenden Ilaussohn, den Dietzel stets im Munde 
fuhrt, mit keiner Silbe erwähnt. Es heisst nur: Der Senatsbeschluss 
findet Anwendung, ausser wenn der Sohn ein castrensisches Vermögen 
hat. (Und zwar ist dies kein Mos gesetzter Fall, sondern eine positive 
Bestimmung, eine conditio sine qua non.) Solches kann aber auch 
Jemand besitzen, der nicht mehr Soldat ist, da das einmal im Kriegs- 
dienste Erworbene freies Sondergut bleibt. Und andrerseits, wenn 
auch der Soldat als Vermögens fähig gilt, so folgt daraus nicht, das6 
auch jeder Soldat Vermögen, also ein Soldatengut wirklich hat und 
wie ja Dietzel selbst sagt, nur soweit dieses reicht, reicht auch seine 
ausnahmsweise Begünstigung. Muss also eingeräumt werden , dass 
Soldat sein und castrensisches Vermögen haben getrennte Dinge sind, 
da Jemand letzteres haben und nicht (mehr) Soldat sein oder auch 
Soldat sein und kein Sondergut haben kann, so folgt, da Ulpian mit 
dürren Worten sagt, der Senatsbeschluss cessire nur, wenn der Sohn ein 
Soldatengut habe, dass ein Wegfall des Macedonianura eben jedesmal 
dann eintrete, wenn Jemand castrensisches Vermögen besitzt, ganz ab* 
gesehen davon, ob er Soldat ist. — Dies ist der eine, dem positiven 
Wortlaut des Gesetzes entnommene Grund (Windscheid § 373. 
N. 6, 2). 

Ferner : die juristische Rechtfertigung für gegenwärtige Bestimmung 
liegt offenbar darin, dass der Haussohn in Ansehung seines castren- 
sischen Vermögens als Familienvater gilt (1. 3 h. t). Hiemit ist aber 
nicht gesagt: der Haüssohn, welcher Soldat ist, ist Hausvater (nur in 
pluribus juris articulis milites non absimiles videntnr homini- 
bus, qui sui juris sunt), sondern: derselbe kann Vermögen Tür sich 
erwerben; hat er ein solches erworben, so ist er in Bezug auf das- 
selbe Hausvater. Im Besitz des Peculium also, nicht in der Soldaten- 
eigenschaft liegt das entscheidende Moment 

Mit logischer Nothwendigkeit ergibt sich demnach die Falschheit 
folgender zwei Behauptungen: 

1. Dass der Senatsbeschluss nach gegenwärtiger Bestimmung nur 
cessire, wenn der Sohn zur Zeit der Darlehensaufnahme Soldat war, 
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ohne Rücksicht auf damaligen Besitz castrensiscben Yermögens. Im 
Texte der Stelle heisst es nicht habitarus sit, sondern babeat. 

2. Ebenso falsch ist der Satz, dass der Haussohn zur Zeit der 
Eingehung der Schuld gerade Soldat gewesen sein müsse, da er dem 
unstreitigen Wortlaute der Quelle widerspricht. 

II. Dem castrensiscben wird das quasicnstrensische Vermögen 
gleichgestellt, eine Ansicht , deren Richtigkeit wohl allgemein zuge- 
standen ist Hiedurch sind denn für das moderne Recht eine Menge 
selbständiger Erwerbsarten den Wirkungen des Senatsbeschlusses ent- 
zogen. Zwei O.A.G. Entscheidungen mögen als Beispiele dienen. Das 
O.A.6. Wolfenbtittel erkennt unterm 14. Juni 1842, unzulässig sei die 
Einrede des Macedonianischen Senatsbeschlusses, wenn sie Ton Jemanden 
vorgeschützt werde, der zur Zeit der Darlehensaufnahme bereits Sach- 
walter war. (Seuflf. Archiv XV, 20.) Nicht minder erklärt der bayr. 
oberste Gerichtshof den Macedonianischen Senatsbeschluss itir unan- 
wendbar auf Darlehn von Elauäeuten. Bei der principicllen Bedeutung 
dieses Satzes möge die Begründung hier Platz finden: „Haben die 
Betreffenden, so heisst es, selbständig Handel getrieben und zu diesem 
Zweck Darlehn aufgenommen, so standen sie bezüglich solcher Ge- 
schäfte nicht mehr unter väterlicher Gewalt und so kann die Einrede 
des SC. Maced. nicht entgegen gesetzt werden. Diese Einrede kann 
vor dem Handelsgericht keine Beachtung finden, sie setzt voraus, 
dass ein Handelsgeschäft, eine Handelssache nicht vorliege . . .^ 
(Sammig. wichtiger Entsch. des b. O.A.G. — Neue F. derZeitschr. f. 
G. u. R. Bd. I, Hft. 2. LXXXn. — S. 226.) 

lU. Mit den beiden vorerwähnten Peculien stellt Vangerow 
(Fand. I Abth. 2 § 245) das adventicium irreguläre auf gleiche 
Linie, eine Behauptung, die wem'ger allgemein zugegeben wird. Denn 
während Arndts gar keine Ansicht kund gibt, Dietzel (S. 150} und 
Dückers (S. 119) aber zu Vangerow stehn, sind Glück (XIV S. 349) 
und Seuffcrt (§ 312 N. 10) entschieden dagegen. (Vgl. ferner Sin- 
tenis, pr. Civ.R. II S. 511 N. 18. Büchel, civilrechtl. Erört. II, 1 
S. 143. Schwanert S. 344. Windscheid § 373 N. 6, 3 u. 4. — 
Aeltere Monographie Breuning, quaest. jurid. controv. an Mac. SC 
prosit f^f. pecul. irreg. babenti. Lips. 1775.) 

Ich glaube nicht, dass Vangerow's Annahme sich wird rechtfer- 
tigen lassen. Bezüglich des peculium adventicium irreguläre ist zwar 
allerdings das väterliche Nutzniessungsrecht ausgeschlossen; es wird 
aber dennoch eine Gleichstellung desselben mit dem Soldatengute sich 
Angesichts der Bestimmung, dass der Sohn über das adventicium ir- 
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reguläre nicht letztwillig yerfiigen kann (pr. J. 2, 12), unthunlich er« 
scheinen. Die Meinung der Gegner, welche die [Aufstellung einer 
Ausnahme von einer allgemein giltigen Kegel enthält, müsste quellen- 
massig bewiesen werden. An der Erbringung dieses Beweises Hess 
man es aber bis jetzt fehlen. In diesem Sinne entschied auch das 
Dresdner O.A.G. (Bl. f. Rechtsanwendung XIII S. 139). 

Der Streit dreht sich, wie man sieht, nicht so fast um das Mace* 
donianum, als um die Feststellung der rechtlichen Natur des adventi- 
cium irreguläre. Die Anwendung oder Nichtanwendung des Senatsbe- 
schlusses ist blos eine Consequcnz der Ansicht, die man über diesen 
letztern Punkt hat 

IV. Was das adventicium reguläre anlangt, so kann hier von einem 
Wegfall des Senatsbcschlusses schon desshalb nicht die Rede sein, 
weil dem Vater über dasselbe Verwaltungs- und Niessbrauchsrecht zu- 
steht, die Aufnahme eines Darlchns durch den Sohn hier also diesel- 
ben Folgen hätte, wie in jedem andern Falle. Die gegentheilige Auf- 
fassung der Sache hat Dietzel nicht ohne allseitigen und gewichtigen 
Widerspruch zu vertreten gesucht. So bei Vangerow I, § 245. N. 1 a. 
Schwanert widmet der DietzeFschen Ansieht eine eingehendere Wider- 
legung in folgender Periode: „Dieser Ansicht steht entgegen, einmal 
dass die Haftung des pater de peculio nicht der einzige Grund des SC. 
ist, ferner dass durch die advent., welche unter der gubernatio und der 
Nutzung des pater steht, das Darlehn für diesen nicht weniger ge- 
fahrlich ist, als wenn der filius überall nichts hat (soll wohl sagen: 
als wenn der Haussohn überhaupt kein eigenes Vermögen hat) und 
endlich dass nicht wohl zu erklären wäre, warum, wenn das beim 
adventicium der Fall, nicht ebenso wohV ohne dasselbe gegen den 
pater gewordenen filius, nachdem er eigenes Vermögen erworben hat, 
die actio wirksam sein sollte/ 

Bei näherer Betrachtung dieses Satzes wird man finden, dass der- 
selbe einen sehr guten Sinn gibt. 

V. Dass das Darlehn ausdrücklich für das Soldatengut gemacht 
sei, ist nicht noth wendig. Mühlenbruch (§ 575 a. E.) allein wider- 
spricht dieser Behauptung, jedoch mit ungenügenden Gründen. 1. 3 
h. t. wird man kaum für seine Ansicht herbei ziehen können, ohne 
ihrem Inhalt in der willkürlichsten Weise Gewalt anzuthun. 

Dagegen gehört die so vielfach und in so verschiedener Weise 
erörterte 17 0. h. t. hierher. Der Inhalt derselben ist folgender 
Wenn ein Haussohn als Soldat ein Darlehn ^ sei es mit, sei es ohne 
Wissen und Willen des Vaters aufgenommen hat, so muss der Ver- 
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trag aufrecht erhalten bleiben, gleichTiel wosii das Geld dargeliehn 
und wie es verbraucht worden. Nehmen ja doch die Soldaten in 
mehreren rechtlichen Beziehungen eine den selbständigen Menschen 
ähnliche Stellung ein und es wird vermuthet, dass ein Soldat Geld nur 
EU castrensischen Zwecken aufnimmt und ausgibt. 

Bezüglich dieser Stelle haben sich zwei gänzlich auseinander- 
gehende Meinungen gebildet: nach der Ansicht der Meiston wäre die- 
selbe als singulare Verfügung anzusehen, die durchaus ohne Beziehung 
zur obigen Digestenstelle stehe, so Donellus (XII c. 26), Seuffert 
(§312), Vangerow (I § 245, 2, c. u. Leitf. I. S. 520), Arndts (§282), 
Dückers (§ 19). Vgl. Glück XIV § 904 u. XII § 782; die andere 
Ansicht bringt beide Stellen in unmittelbaren Zusammenhalt 

Unter den Anhängern dieser letztern Meinung ist nun wieder 
eine zwiefache Spaltung bemerklich. Mühlenbruch (III §575), Büchel 
(civilr, Erört. S. 142), Sintenis (II S. 511) und Puchta (Fand. § 306 
N. a.) behaupten, Justinians Constitution setze das Dasein castrensi- 
schen Vermögens voraus; Dietzel (§ 6) dagegen, in Consequenz seiner 
Ansicht über den Inhalt von 1 2 § ult. D. h. t, läugnet auch hier die 
Nothwendigkeit des thatsächlicben Vorhandenseins eines Soldatenguts, 
Er sieht also, da er die Digestenstelle auf den Soldaten allein bezieht, 
in Justinians Worten eine blosse Wiederholung des dort schon 
Gesagten. 

Unter diesen verschiedenen Auffassungen scheint mir die zweite, 
auch von Windscbeid, § 373 N. 6, adoptirte den Vorzug zu verdienen, 
Dass die Existenz eines castrensischen Vermögens unbedingte Voraus- 
setzung sei für die Anwendung der hier besprochenen Ausnahmsbe- 
stimmungen, hat die Digestenstelle klar ausgesprochen. Auf den Be- 
trag dieses Vermögens bleibt die Haftung des Haussohnes beschränkt 
^So weit der Haussohn erwerbsfähig ist, ist er auch darlehnsfUhig.^ 
Nicht nöthig erscheint es dagegen, dass gerade auf das castren^ische 
Vermögen das Darlehn aufgenommen wurde und dieser letztere Satz 
ist es, den — etwa möglichen Zweifeln gegenüber — Justinian in der 
vorliegenden Codexstelle festsetzen wollte. Daneben hat natürlich die 
Ansicht keinen Platz (Strube, rechtliche Bedenken II, 380 S. 161 u. 
162 der Spangenberg'schen Ausgabe; dagegen Thibaut, Theorie der 
logischen Auslegung § 18), als könne die Einrede aus dem Senats- 
beschlusse doch geltend gemacht werden, wenn der Einredende be- 
weist, dass das Darlehn unmöglich für Kriegsbedürfnisse könne auf- 
genommen worden sein. Denn dieser Zweck der Darlehnsaufnahme 
ist etwas ganz unerhebliches, das Entscheidende ist vielmehr das Vor- 
handensein eines castrensischen Vermögens. 



2. Absclinitt. 

B. Hinsichtlich, der Person des ä-läubigers. 

Glück XIV, § 904 H, 3. Vangerow § 245 (S. 456) a. E. Windsolieid § 373 N. 19. 
Ztt L 3 u. 19 h. i. Donell. XU a 26 § 3. Sohwanert S. 356 N. 57. Dietzel 
& 26. Bfieken § 23. Windsoheid § 373^ 4. 

Weit weniger Bedeutung für die Anwendbarkeit des Senatebesclilos- 
ses als der Person des Schuldners zukömmt, hat die Persönh'chkeit des 
Gläubigers. Es kann derselbe auch eine juristische Persooi eine Gemeinde 
A.B. sein, wie 1. 15 D.h. t. bekräftigt unter Berufung auf ein Reskript 
der Kaiser Severus und Äntoninus (vgl. hiezu Glück XIV S. 353 f.; 
dagegen Thibaut Pand. § 378). 

Ist der Gläubiger, welcher dem Macedonianum zuwider dargeliehen, 
haty minderjährig, der schuldende Haussohn dagegen grossjährig, so 
wird nach der übereinstimmenden Lehre von Julianus, Marcellus and 
Ulpiao dem Gläubiger trotz des Senatsbeschlusses Wiedereinsetzung 
gegeben (1. 11 § 7 D. 4, 4), mit andern Worten, der Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand gegenüber kann die Einrede aus dem Maeedo- 
nianischen Senatsbeschlusse nicht geltend gemacht werden* 

Leiht andrerseits ein minderjähriger Gläubiger einem minderjäh- 
rigen Haussohn gesetzwidrig dar, so ist die Lage des Verbrauchenden 
die bessere, es müsste denn dieser zur Zeit des Prozessbeginns als 
bereichert erscheinen (L 34 pr. D. 4, 4). 

• Wichtig erscheint die Willensbeschaflfenheit des Gläubigers. War 
sein Wille desswegen kein rechtswidriger, weil der Gläubiger aus 
entschuldbarem Irrthum das Hauskind für selbständig hielt, so erleidet 
er durch den Senatsbeschluss keinen Nachtheil. „Wenn Jemand, sagt 
das.Gfesetz, den Haussohn für einen Hausvater hielt, nicht aus blosser 
Einfaltigkeit oder aus Rechtsunkenntniss, sondern weil dieser im öffent- 
licheu Verkehre allgemein für, einen Haasvater galt . . ., so fällt der 
Senatsbeschloss weg.^ Dessgleichen sagt Julian, dass die Einrede aus 
dem Macedonianum nur dem entgegen stehe, der wusste oder wissen 
konnte, dass er einem Haussobn darleihe (1. 3 n« 19 h< t.). 

Die Sadier wäre sehr ein&ch, wenn nicht Dietzel den Worten 
qnift poblicc f. f/plerisque videbatur eine bisher unbekannte Auslegung 
failtte 2m Theil werden lassen. Während er einerseits selbst sagt, nur 
cUe öffentliche Meinung dürfe hier leiten, d. B. etwa der öffentliche Credit, 

Seydel, Lehre t. maced. Senatsbesctdusse. 2 
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den Jemand habe, behauptet er andreneits auf derselben Seite 26 u., 
Anerkennung einer Person vor dem Pritor» in jure, die Stellung dem 
Staate und. der Oemdnde gegenüber in öffentlichen Gkschilften ent- 
scheide und bewirkci dass das Darlehn nicht gegen den Senatsbeschluss 
gegeben erscheine. So versteht er nemlich das obige publice, eine 
ErklXrung, die auch grammatisch gana fabch ist Publice loqui mOsste 
also nach Dietael heiasen „von Staatswegen reden^, nicht ^Öffentlich, 
vor dem Publikum^. Auch ist nicht ersicbtlich, vpie man dann pub*' 
lice plerisque susammenreimen soll ; man kann doch nicht ttbenetaen : 
jyvon Staatswegen den Meisten^ I 

Allerdings, wenn Jemand in eigenem Namen eine Klage anstellt, 
die er als Haussohn nicht anstellen konnte, wenn der Staat oder die 
Qemeinde mit einem solchen auf öffentliche Greschftfte, wie s. B. Zoll- 
pacht sich einlassen („sie agebat, sie contrahebat, sie muneribus fange* 
batur'^ u. 1. 3 § 1 cit: j^ünde Julianus in eo, qui vectigalia con- 
4ncta habebat, scribit, et est saepe constitutum cessare 8C.^), sO sind 
das freilich auch Grttnde und swar sehr triftige, entschuldigende 
Qrttnde für den Ollubiger, den betreffenden fBr einen Hanssohn au 
halten, aber doch bei weitem nicht die einzigen, ausschKesslichett. WoOte 
man Dietsels Auslegung angeben, so mttsste man den Sinn unserer 
Stelle geradeau ins Gegentheil verkehren. 

Dass ferner 1. 1 C. h. t gänzlich gegen Dietzels Auffassung 
spricht, ist unbestreitbar. Es heisst dort: „Yfenn ein in väterlicher 
Gewalt Stdiender von dir Geld aufgenommen hat, indem er sich für 
einen Haussohn ausgab, und du kannst den Beweis fahren, dass du 
aus einem zulänglichen Grunde (justa ratione) seiner Versieherung 
Glanben schenktest, so wird jenem die Einrede verweigert^ Sicher 
hätte man hier, wenn ma^ etwas so spezielles wie Dietzel meint, 
ausdrücken wollte, nicht die allgemeine Beaeiduinng justa ratio 
gewählt 

Man pflegt auch häufig die Unterscheidung zu machen, ob der 
Haussohn sich selbst betrQglich fHr «nen Hausvater ausgab oder der 
Gläubiger ohne dessen Zuthun auf eine irrige Meinung gekommen ist 
Im erstem Falle sei nur dem Haussohne die Berufong auf den Senats- 
beschluss entzogt, im letztem Falle auch dem Yater. Dies ist jedoch 
irrig, wie schon der Ifinwds auf 1. 1 C. h. t ergibt Dort heisst es, 
es sei em „auläpglioher Grund^ der irrigen MMnung des Gläubigers 
erforderlich, bq dass der ein&cbe Umstand der Täuschung dureh dea 
Haussohn nicht geQ%t Es nmss. auch eatsehnldbar sein, diasa naa 
sich täuschen liess. Es muss aber auch 'vtollkpmmen glridbgiltig aein, 
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ton jfeuk diesdbe herrührte, Tom Hamsohn lelbst oder ron Andern, 
oä» l e SgK e h too ImseRi Unuitänden. Yangerow sagt daher mit 
▼ollem Rechte, dase schoit iBe Owi s e quep g die GleicbsteHung betdci' 
Fälle fordre, da ja doch das ganze Gesetz -eigentfrcB g<^en betrü« 
geriflche Darleiher, nicht gegen betrogene, gerichtet sei. 

Einen Unterschied darin, ob der Hanssohn publice fBr selbständig 
galt oder ob er arglistig sich dafür ausgab, will Dietzel (8. 30) aber 
dennoch gemacht wissen. Er behauptet, im ersten Falle könne das 
Hauskind, wenn es zu Zeit seiner wirklichen VermSgensfilhigkeit be« 
langt wird, aber das väterliche Vermögen noch nicht erworben hat, 
nur bis zum Betrag seiner Aktiva (in id quod facere potest) haftbar 
gemacht werden, während es im zweiten Fall auf das Ganze yerur- 
tiieilt werden müsse. Dies gehe hervor aus 1. 10 D. 42, 1. „Qni 
cum se pro patrefiimilias fingeret, mutuam pccuniam acccpit, et 
ezheres a patre vel emancipatus sit, quamvis facere non possit, debet 
condemnari.^ 

Ich wiU davon absehen, dass eine solche Unterscheidung, wenn ja 
gewollt, eher im Titel de SC®. Mac*, als anderswo gesucht werden 
möchte. Ich glaube aber zudem, dass gerade der Zusammenhang, 
worin diese Stelle sich findet, jede Folgerung von der obigen Art 
ausschliesst. Denn ganz vereinzelt, wie dieselbe steht, fehlt es dem 
jiquamvis facere non po9sit^ an einem ausgesprochenen gegensätzlichen 
Gedanken. Wenn geschrieben ist, dass ^qui se pro patrefamilias 
finxit, condemnari debet in solidum^, so folgt daraus noch nicht, 
dass j,qui publice paterfamilias credebatur condemnari debet in id 
quod facere potest.^ Das müsste eigens gesagt sein, ist aber eben 
nicht gesagt. 

Auch der Widerspruch, welchen Dietzel zwischen I. 1 C. h. t. u. 
1. 10 D. 42, 1 anzeigt, wird sich unschwer als nichtig erweisen lassen. 
Man braucht nur festzuhalten* dass die in einem 'ganz fremdartigen 
Titel stehende I. 10 dt auf die Grundsätze , welche über das Mace- 
donianum gelten, durchaus nicht modificirend einwirken, vielmehr nur 
soweit angewandt werden will, als d^r Senatsbcschluss zulässt. Es 
greift also 1. 10 blos dann Platz, wenn def Gläubiger eineii ver- 
nünftigen Grund hatte, dem Haussohne zu glauben. Fassen wir 
die Worte der 1. 10 mit dieser Einschränkung, so haben wir statt 
zweier widenprechender, sogar zwei sehr wohl zusammen stimmende 
Stellen und der sehr gewagte DietzeFsche Vereinigungsversuch wird 



. Das Darlehn kann auch von Mehreren als Qesammtgläubigem an 
Einen' Shussohn, oder von emem EänBelnen an mehrere HaussÖhae 
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als Gesammtschnldner gegeben worden sein. Es ist eu fragen^ wie 
hier cu entscheiden sei, wenn ein Irrthum über die Haoskindeigai- 
schaft des Schuldners nur bei£inem oder in Bezug auf Einen Torliegt 
(S. a. Schwanert S. 200). 

Was einmal den ersten Fall anlangt, so schadet die Kenntnissi 
die Ein Gläubiger Yon der Eigenschaft des Schuldners als Haussöhns 
hat, den Uebrigen, so dass der Senatsboschluss volle Anwendung findet. 
So sagt 1. 7 § 7 h. t positiv: „. . si alteruter eorum ignoravit, in 
patris esse potcstate, severius dicendum est, utrique nocere. Idem est 
in duobus reis stipulandi/ 

Für den zweiten Fall gibt uns 1. 7 § 8 D. h. t ausführlichen 
Bescheid. Es heisst daselbst: ^Hat Jemand zwei Haussöhne als Cor- 
realschuldner angenommen, indem er dabei einen derselben für selb« 
ständig hielt, so entscheidet sich die Frage, ob gegen den Gläubiger 
die Einrede angewandt werden könne, darnach, wer das Gkld bekenn- 
men hat Ist es derjenige, welcher dem Gläubiger als Haussobn be- 
kannt war, so kann die Einrede entgegen gestellt werden, andernfalls 
nicht^ Diese Entscheidung rechtfertigt sich aus der einfachen 
Logik. 

Was die Beweislast bei Geltendmachung eines gerechtfertigten Irr- 
thums betriffit, so obliegt diese selbstverständlich demjenigen, der sich 
auf den Irrthum beruft, d. h. dem Gläubiger. Wenn Dietzel von 
diesem allgemein zugestandenen Satze eine Ausnahme für den Fall 
machen will, wo der Haussobn sich für selbständig selbst ausgab, so 
ist dies gegenüber dem Wortlaut der 1. 1 C. h. t. unstatthaft; denn es 
heisst hier ausdrücklich: ^si . . . ejus affirmationi credidisse te justa, 
ratione edocere potes.^ Dabei ist noch zu bedenken, wie mit Festr 
Stellung der einfachen Thatsache, dass der Haussohn sich betrüglich 
als selbständig ausgab, für den Gläubiger noch gar nichts gewonnen 
ist; er muss dann erst noch seine j,justil ratio^ beweisen, ein Beweis, 
den man doch offenbar dem Schuldner nicht zuschieben kann. 



3. Abßclinitt. 

C. Hinsichtlich des abgeschlossenen Bechtsgeschftfl». 

DonelL L c. o. 24 §6—8. 15—20 iüoL Olftdc XIV §899 IL Windsoheid § B73, 2, 
Düokeis § i. 5. 

Die weitere Bedingung der Anwendbarkeit seines Beschlusses, 
neben der Haussohneigensc^aft des Schuldners, bezeicihnet der Senat 
in dem Satze: ;,qui fiUofamilias niutuam p^cuniam dedisset«^ 
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Dbb znr ErkiXrting dieses Pnnlctes dienliche Material enthalten 
die Stellen 1. 7 § 3, I. 3 § 3. D. n. l 3 c. h. t Aus deren näherer 
Betrachtung ergibt sich folgendes Resultat: 

T. (Qui mutuam pecuniam dedisset.) Nur wer Geld an Haus- 
s5hne darleiht, verstösst gegen die Verordnung 1. 7 § 3. „Mutuidatio- 
nem non solum numeratae peeuniae, verum omnium quae mutua dar! 
poBsunt, an accipere debeamus videnduro. Scd verba videntur mihi ad 
numeratam pecuniam referri; ait enim senatus: mutuam pecuniam de- 
disset (Ülp.)-*^ Nicht unter den Senatsbeschluss fällt es also, wenn ir- 
gend ein andrer Contrakt abgeschlossen und auch nicht wenn irgend 
etwas Anderes als Geld, andre vertretbare Sachen dargeliehen wurden. 
I. 3 § 3 pr. ^Is autem solus SC. offendit, qni mutuam pecuniam f^f. 
dedit, non qui alias contraxit, puta vendidit, locavit vel alio modo 
contraxit*' ♦). 

Es Ist demnach schon auf Grund dieser Stelle entschieden zu ver- 
neinen^ dass die von einem volljährigen Haussohne eingegangene 
Wechselverbindlichkeit unter das Verbot des Senatsbeschlusses falle. 
Wechseirähig ist nach Art. 1 der a. d. W.-O., wer vertragsmässige 
Verpflichtungen eingehen kann und dies ist gemeinrechtlich beim 
Haussohne entschieden der Fall: nur eine gewisse Gattung von Ver- 
trägen mit Hauss5hnen, die Oarlehensverträge , unterliegen dem ge- 
setzlichen Verbot. Entgegengesetzte Grundsätze sind wohl partikular- 
rechtlich z. B. im preuss. Landrecht massgebend, worauf die abwei- 
chenden Entscheidungen des Obertribunals Berlin und des Eammer- 
gerichts daselbst (Archiv f. d. W. R.I, S. 324 u. VI S.317) basiren; 
nicht dagegen im gemeinen Recht (und auch nicht im bayr. Landrecht). 
Ueber diesen Funkt herrscht allseitige Uebereinstimmung u. vgl. man: 
Sammig. handelsger. Entschdg. seit Einf. des a. d. H.G.B. in ßayeicn 
I, LV. S. 132 ZiflF. 1. (k. H.G. München 1/1). Seuffert Archiv XV, 
51. (O.A.G. Kassel). Ebenso Zeitschr. für Ges. u. Rechtspfl. IL S. 483. 
IV, 8. 433. Archiv f. d. W. R. X. S. 419. 

Um den Grund obiger Selbstbeschränkung des Gesetzes auf Geld- 
darlehen zu finden, braucht man wohl nicht weit auszuholen. Wollte 
man überhaupt alle Contrakte mit Haussöhnen verbieten, so ging man 
entschieden zu weit und legte dem Verkehre zu lästige Fesseln an. 
So musste man denn irgendwo abschneiden und that dies in der Art, 



^ Ob dagegen das Darlehn yerzüislioli oder uiiYerzinslioh, ob RückzaUnng an 
den Darleiber oder an einen Dritten bedtmgen ist, ist gleichgütig L 7 § 7. 9 h. t. 
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äsm man tuch etamal nur auf Darldm und daim «nCer diesea ^wieder 
auf die häufigsten und gefäMichsteo , die Gelddarlelm besdirlbikto. 
Ja sogar in diesem verengten Kreise nahm man, wie wir sofort sebeA 
werden, abermals eine Aussonderung Tor. Donellus trifft gans das 
Richtige, wenn er als Grund angibt : ^quia ex caeteris contraetibus non 
est periculum, ne eorrumpatur filius, quoniam ex bis non aeoipit 
pecuniam, sed debere incipit; ex mutuo autem peeuniam aocipit| qua 
abutltur ad lüxuriam.^ Es scheint dies so einfach, dass es kaum eine 
nähere Beleuchtung erfordert, wie Dietzel S. 71 u. 72 nöthig gefun- 
den hat. Zudem ist diese Beleuchtung noch eine recht schiefe« j»Wer 
Geld in die Hände eines Hauskinds bringt, setzt dasselbe in den 
Stand, alle möglichen Schulden zu decken und alle möglichen Schul« 
den zu contrahiren.'^ Also je mehr Schulden einer hat, desto mehr 
bekömmt er geliehen! Man sollte eher meinen, sagt Dückers, dass 
Schulden eingegangen werden, wenn man kein Geld hat, nicht wenn 
man es im Ueberfluss hat, und wenn er zu Dietzels Ansicht die Bemerkung 
macht: Obscurissima hace sententia videtur, so ist das noch wenig. 

U. (qui f<^f. mutuam peo. dedisset») Gegen den Senatsbesebluss 
Verstössen nur jene Gelddarlehen, durch welche das Hauskind wirk- 
lich baar Geld in die Hand bekömmt, nicht jene, wo es das, was es 
schuldet, als Darlehn behält. Den Grund gibt 1. 3 § 3 i. f. mit 
folgenden Worten: j,Nam pecuniae datio perniciosa parentibus eorum 
visa et ideo etsi in croditum abiit f^f. Tel ex causa emtionis vel ex 
alio contractu, in quo pecuniam non numeravi et si stipulatus sim, 
licet coeperit esse mutua pecunia, tamen quia pecuniae numeratio non 
concurrit, cessat SC* 

Zwei Gedanken des Senats treten aus dieser Stelle klar borvor: 
einmal: Nur der Ycrstösst g^en die Verordnung, der demHaus- 
sobn Geld darleiht ; 

dann: Nur derjenige, der baar Gdld su Händen des Haus« 
sohns darleiht. 

Die Worte vel ex alio — numeravi der Stelle machen ferner 
auf einen weiteren Punkt aufmerksam. Da das entscheidende Moment 
die Hingabe von baarem Geld an den Haussohn ist, so folgt, dass alle 
Darlehen, die an einen Contrakt anknüpfen, bei welchem Geldzahlung 
erfolgt, unbedingt unter das gesetzliche Verbot fallen. Solche Contrakte 
sind z. B. ein Gelddepositum, Mandat zum Incasso u. dgl. (Dietzel 
S. 73 ff. Dückers S. 33 f.) 

Ein Beispiel zu der Regel in 1. 3. § 3 D. gibt 1. 3 0. h. t, wo 
die Kaiser Severus und Antoninus entscheiden: ^Si ff< aliquid m^Nsatiia 






pcetim Btipakaii Tenditori mb ommnini meemiatm Wfominät, noii 
eaae loeum SC®, quo fiMnenure f*C est prohiMtiiiD, nemini dnbiiim 
6il; origo cnim poti» oUigstioiiiB qaftoi titiiliis adionis comide- 

LeMeras will tageD, dsM hieri in diesem Falle mebr auf den ür- 
^HTong der Yert^indliehkeil ab atif den Namen der Klage an seilen 
seil eine mangelhafte Mottrirong einer dnaeinen Bntseheidang dnrdi 
einen allgemeinen Sata, wie sie in den Qaellen ja bäafig ist. So auch 
DoneUvi (Xn c.24X womit Tergl. Sarigny (Syst. VS.3S6) Hnsehke 
(Nexom S. 147 N. 205 n. S. 167 N. 249) nnd Dfickers (8. 33). 

Dietzel will ans dieser Codexstelle folgern (8. 76— 78), der for- 
male Gmnd der Verbindlichkeit entscheide Aber die Geltung des Se» 
natsbeschlnsses nicht. Dies ist falsch. Wollte der Senat blos Geld- 
darlehen durch seine Bestimmung treffen, so wollte er auch keine an- 
dern Rechtsgeschäfte beaeichnen als eben die unter den formalen 
Gesichtspunkt des Gelddarlehns fidlenden. Das Gelddarlehn ist 
eine spesielle Art Geldgeschäft und lässt sich ohne die ihm eigen- 
thtlmlichen Merkmale nicht denken; wähle ich f&r ein Geldgeschäft 
die Form der Hinterlegung, so ist eben ein Geschäft da, welches vom 
Benatsbeschlusse nicht berfihrt wird. Dagegen beweist die L 3 C. h. t 
gar nichts. Ueber den eigentlichen Grund ihrer Entscheidung sind 
sich hier die Verfasser gar nicht klar geworden und dieser ist — 
nicht etwa der, dass auf den Ursprung der Verbindlichkeit zu sehen 
wäre, sondern ganz einfach der, dass ein Darlehn Torh'egt, wo der 
Haassohn kein baares Geld in die Hand bekommen hat. 

Von den sämmtlichen nunmehr gegebenen Bestinmiungen und 
Beschränkungen gibt es aber eine grundsätzliche Ausnahme in dem 
Falle, wo zum Zweck betrQglicher Umgehung der Senatsvorschrift 
der DarlehensTcrtrag in eine andere Form eingekleidet wurde; indem 

L nach 1. 7 § 3 D. k t zwar allerdings nur Grelddarlehen unter das 
Gkseti fallen; ;,sed si firaus sit SC® adhibita, puta frumento Tel vino 
▼el oleo mntuo dato, ut bis distractis fructibus uteretur pecunia, sub* 
Temendum est f^.' 

und 2. naeh L 3 § 3 G. h. t zwar allerdings Creditertheilung an den 
Haassohn nicht Ter wehrt ist, dies aber ;,ita demum erit dieendum, si 
neu frana 8C^ sit oogitata, nt qui credere non potoit, magis ei Ycn- 
deiet, at Sie rei pretiom haberet in matni Tieem.* 

Aach dann, wenn em dem Haassohn gegebenes Darlehen sich in 
die Form einer Bürgschaft desselben -venMckt, in der Art, dass er 
ftir einen fing^ten Schuldner bürgt, bestimmt 1. 7 pr. D. h. t ^finaudem 
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SO factAm nocere et daodiun exeepümxm faun M. qimm'reb, quomam 
«t fid^jubsori filü tabYemtar.* ^' 

Diese EinkleidoogsfonneQ kSonen übrigens der Versclnedensteai 
Art sein ; ich erinnere nur an den sog. contractus mohatrae. Auch d«r 
Wechsel kann hieza benützt werden; ' Letsterer Sats ist jedoch be- 
stritten wie wenige und verdient jedenfalls eingehendere Bettachiang, 
Auch bei den deutschen Gerichtshöfen hat sidi eifte constaate Pra&i« 
noch nicht gebildet Die Gegner unserer Anschauung stüüsen sieb 
baaptsäehlich , ja ausschliesslich auf die Natur des Wechsels i^ eined 
Formakontrakts. So Benaud (Wechs.*R. S. 203 N. 14). Die Wechsel- 
forderung sei keine Forderung aus einem Darlehen. j^Der Wechsel- 
Schuldner muss zahlen, weil er den Wechsel ausgestellt, nicht weil' er 
gegen Ausstellung des Wechsels ein Darlehen erhalten hat.^ (Erk. 
des k. H. G. München l/I., bestätigt in 2. Instanz. [Sammlg. hdlsger, 
Entscheid, etc. I, LV; ähnl. ein Präjudiz Arch. f. d, W.-R. IX S. 121.) 
,,Die Wechselyerbindlichkeit ist ein für sich bestehender Formal- 
contrakt, gegen wichen dem Wechselschuldner nur solche Einreden 
zustehen, die aus dem Wechselrecht selbst hervorgehen oder ihm un- 
mittelbar gegen den jedesmaligen Kläger zustehen.*^ (E. d. W.A.G. 
von Unterfranken in Zeitschr. f. G. u. B. des Kgr. Bayern IV, 
S. 433.) 

Was diese letzteren, dem Art. 82 der W.-O. entnommenen 
Worte betrifft;, so glaube ich gerade, dass dieselben im eminentesten 
Sinne fiir unsere Behauptung sprechen. Denn es lässt sich nicht wohl 
denken, was der Art. 82 mit den unmittelbar gegen den jedesmaligen 
Kläger zustehenden Einreden anders meinen sollte, als eben Einreden 
aus dem zu Grunde liegenden Bechtsgeschäfte, wie z. B. die Einrede 
der Arglist (A. f. d. W.-B. IX 8. 314), der Compensation, des Ma- 
cedonianischen Senatsbeschlusses. Der Standpunkt des Formalcontrakts 
scheint mir hiebei gar nicht verlassen, da solche Einreden ja das Becht 
aus dem Wechsel nicht berühren wollen, sondern nur dessen Geltend- 
machung durch die betreffende Person. (Vgl. Thoel, H.-B. II, 2. Aufl. 
S. 716. 718. Gerber, d. Priv.-B. § 217. N. 2 Ziff. IV.) Denn daran 
ist festzuhalten, dass die Einrede aus dem Senatsbeschlusse nur dem 
Aussteller gegen den unmittelbaren Wechselnehmer und dessen wis- 
sende Nachleute zusteht. (Vollständig übereinstimmend erkennt das 
O.A.G. Kassel unterm 19. März 1859 a. 7. April 1860. Seuff. Arch. 
XV, 70.) Eine Umgehung des Senatsbeschlusses whrd Übrigens -beim 
gezogenen Weebsel selten, beim eigenem aber sehr leicht denkbar sein. 
(Vgl. über das Ganze Hoffmann, ausfäbrl. Erläui der »« d. W.-O* 

a 171.) . ' 
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Alle did bisb^ ang^ühtleii Vbrbeclingtingen der Anwendbarkeit 
d'es'Senst^besdilosMs kcfAnen aber gegeben uäd dennoch Aasnahmeii 
b^pr&idet 8ein<r .£s siiid dies zwei Attsnabmen, die ans dem Geiste 
icB Gesetzes selbst entsparingeä ; einmal nemlich dann, wenn der Vater 
ßtiAe Einwilligung zqr Darlefaensanfnahme ertbeilt bat und weiterhin 
dnn, W6K1 ekle solche Erlaubniss zwar nicht vorliegt, er aber doch 
das Darlehen als in seinem Interesse aufgenommen anerkennen mnss* 

' Ersieres rechtfertigt sich Vollkommen dadurch, dass die väterliche 
Genehmigung Garantie fUr das Nichtvorhandensein der vom Gesetze 
zu verhütenden Grefahren bietet (I. 2 u. 4 0. h. t.); wobei selbstver- 
stätidlieh die Einwilligung eines selbst noch in väterlicher Gewalt 
JBtehenden Vaters nicht genügt (J. (14 D. h. t),] Vgl. Windscheid 
§ 873, 3. 

Die Einwilligung kann entweder eine ausdrücklich ausgesprochene 
öder eine stillschweigende sein. Es ist dabei zu bemerken, dass das 
vom Haussohne in der Schuldurkunde niedergelegte Geständniss, sein 
Vater habe in die Aufnahme des Darlehens gewilligt, für sich allein 
nicht genügt. Vielmehr ist hierin, wenn nicht der Beweis der väter- 
lichen Genehmigung anderweitig hergestellt ist, lediglich ein Verzicht 
des Haussohns auf die Einrede zu erblicken, der nach dem Ausspruche 
des Gesetzes wirkungslos ist. In diesem Sinne lautet ein Erkenntniss 
des O.A.G. Jena vom 3. Oktober 1860 (SeuflF. Arch. IV, 29). 

Die nachträgliche Genehmigung des Vaters wird so aufgefasst, 
als sei sie gleich Anfangs in ordnungsmässiger Weise erfolgt. Justinian, 
der diesen Punkt in 1. 7 pr. C. h. t. ausfiihrlich regelte, hat hiemit 
eine alte Streitfrage zum Abschluss gebracht. (Veterem ambiguitatem 
decidentes sancimus.) Ueber die Controverse , welche diese Stelle in 
Verbindung mit L 25 0. 5, 16 erregt hat, s. Windscheid I. § 83 
N. 10. Der Gegenstand derselben gehört nicht hieher. ^ 

Was die stillschweigende Einwilligung des Vaters anlangt, so 
sagt hierüber 1. 12 D. h. t. ^Si tantum sciento patre creditum sit filio, 
dioendüm est cessare 8C.^ Es muss selbstverständlich in diesem Wis- 
sen aneh ein Wollen liegen, d. h. es muss einmal ein Darlehn vor«* 
liegen^ das der Vater gebieten oder verbieten kann und es muss weiter 
die Kenntniss von der Darlehensaufnahme gleichzeitig sein mit der 
faktischen Invollzugsetzung desselben. Ein nachträgliches Wissen, 
d. h, ein Er&hren, hat- gar keinen Werth, weil dann dem Vater die 
Möglichkeit fehlt, da3 Ges^shehene rückgängig zu machen. 

Ein spezieller Fall, in welchem noch Zweifel entstehen könnten, 
ist dUroh Paulus 1. 16 P. h. t. vorgesehen. j,Ein Haussohn nimmt in 
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Abweseoheii des Vaters ein Darlebo raf qmm ex mindalo patris. 'Ex 
ihnt dies dem Vater sehriftlioh m wissen,' Bi keimte in fiesem Falle 
gesweifelt werden ^ ob bei solehem naditrigliehen Wissen stiUsdiwei« 
gende Einwilligung angenommen werden dttrfe oder aidit Unsere 
Stelle entscheidet nun die Frage gans natnigemlss und logisdi dahin, 
dass allerdings das Schweigen hier als G^ehmigung ansnl^;en sei} 
denn der Vater kann ja die Tom Sohne in Aussicht gestellte Zostim* 
mung noch weigern. Demnach schreibt Paulus ror: i^debet pater, si 
actum filii improbat| continuo testationem interponere contrariae Yolnn- 
tatis.^ Es gilt aber in diesem Falle das Schweigen nidit etwa desshalb 
als Genehmigung, weil der Vater den Brief angenommen und gelesen 
hat; denn dies thut jeder Empfitnger eines Briefis, ohne darum auch 
den Inhalt zu billigen; der Grund ist vielmehr ein ganz anderer. Im 
fraglichen Fall kann der Vater allein wissen^ ob sein Sohn bezüglich 
des Auftrags die Wahrheit gesagt hat oder nicht Erfolgt nun auf 
Befragen hierüber keine Rückäusserung, so trifil den Vater der Vor« 
wurf der Arglist und aus diesem Grunde wird sein Schweigen als 
Zustimmung ausgelegt. 

Jedenfalls darf aus 1. 16 h. t nicht geschlossen werden, 
dass in dem nachtrSgUchen Wissen des Vaters, wenn derselbe 
nur keinen Protest einlegt, schon eine stillschweigende Genehmi- 
gung liege. Vollends zu stark ist aber die Zumuthung (Glück 
XIV S. 335 N. 60), dass der Vater auch dann aus stillschweigender 
Zustinmiung haften solle, wenn er Schulden seines Sohns öfters 
ohne Widerspruch bezahlt hat, weil er dadurch in den Credit 
gewilligt habe. Ich glaube, dass, wenn man überhaupt eine Ver- 
muthung aufstellen will, in der Regel eher die g^entheilige zu* 
treflfen wird. Vgl. auch Preuss. Ld.-R. Th. I Tit. II. Abschn. II 
§ 127. ^Dagegen soll daraus, dass ein Vater die Schulden seines 
Kinds dnmal oder auch öfter bezahlt hat, eine Genehmigung mehre-* 
rer oder neuer Schulden niemals gefolgert werden.^ 

Beinahe selbstversttodlich ist, wenn 1. 12 D. h. t bdlAgt: |,Sed 
si jusserit pater filio credi, deinde ignorante ereditore mutayerit tuIuo* 
tatem, SC^ locus non erit, quoniam initium contractus spectandum eat.^ 
Ebenso natürlich ist, dass der Vater hier wie aus ein^n Auftrage im 
ganzen Betrage (in solidum) haftet. 

Auch durch irgend welche Handlungsweise des Vaters kann die 
Vermuthung erzeugt werden, dass er eine Schuld des Sohnes aner« 
kenne, (^ Einwilligung durch concludente Fakta.' Vangerew.) z. £. 
wenn er begonnen hat, das vom Sohn aufgenommene Darlehen heim-* 
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«i^alilen (1. 7 § 15 h. i) oder ein^n Bärgen ^ ein Pfand fUr dasselbe 
bestellt liat* Dasselbe gilt, wenn der Vater den Sohn zvl seinem In* 
stitor macbt and dar letztre nun in dieser Eigenschaft ein Darlehn 
aa&ininit. Hier ist der Vater in Feige s^ner Proeura verpflichtet 
und ebenso wenig kann «ch der Sohn auf den Senatsbeschloss berufen. 
L 7 § li h. t. ^Quamqnam si ipse pater eum praeposuisset merci 
suae vel peenUarem exercere piissus esset, cessaret SC.^ Vgl; 
Baail. XVIII tit 4 const 2. 'Eav uns^oooio; o icpoeoxoic dovstoijtau, 
fiäv spoonjooc auTov IvaYerat 'ng xaxa xou icpooTUjoavioc xivou|ji&V)g 
®7***T¥' «^'coc ih Tijv xou AoYfiaxoc Ix®* 'JMtpajpa^'ijv, ei {iij o icaxr^p aJ- 
xöv x^c t8«a^ icposaxijoaxo itpajfÄaisiac i^ Sv^ojcsto Iv x^ nexooXio) aoxiv 
spayiiaxsusodcu. 

A«f den Senatsbeschlnss könnte sich der Sohn nur dann be- 
ruien, wenn er me 1. 7 § 11 h. t« und die citirte Basilikenstelle 
aagen, von einem Dritten als Insiitor aufgestellt war, wo dann die in* 
stitoriache Klage gegen seinen Geschäftsherrn gehen würde. 

Väterliche Einwilligung wird endlich auch angenommen, wenn 
der Sohn mit Wissen des Vaters Handelsgeschäfte mit seinem Sonder- 
gut treibt. Es ist dann nicht nöthig, dass der Vater von jedem ein- 
zelnen Fall einer Darlehensaufnahme Kenntniss erhalte. Denn, wie 
h 7 § 11 in £ sagt: ^Si seit filium negotiari, etiam hoc permisisse 
videtur, si non nominatim prohibuit merces accipere.^ 

• Eine sehr en^e Verwandtschaft in den gesetzgeberischen Motiven 
zeigen die Bestimmungen über die väterliche Anerkennung von Dar- 
lehen mit denen über das gewöhnlich sog. in rem patris versum. 1. 7 
§ 12 h. i sagt nemlich, dass der Senatsbeschlnss ebenfalls in Wegfall 
komme, wenn der Haussohn das von ihm aufgenommene Darlehen im 
Täterlichen Interesse verwandt habe. Unverkennbar ist der Grund 
hiefür der, dass aus solchen Darlehen Gefahr nicht zu befürchten 
steht; denn es whrd ja hier der Sohn nicht flir sich selbst, sondern 
für den Vater thät'g und nicht sich selbst, sondern dem Vater schafft 
er Geld in die Hand. Was femer der Sohn im wohlverstandenen 
väterlichen Interesse thut, sei es auch ohne besondern Auftrag, thut 
er so gut und mit derselben Wirkung als sei es ihm anbefohlen wor- 
den. Und wenn a. a. 0. es noch weiter heisst: „Sed et si ab initiö 
non sie accepit, verum postea in rem patris vertit, cessare SC. libro 
Xn Dig, Julianus ait inielUgendumque ab initio sie accepisse, ut in 
rem v^teret^^, so folgt dies ganz klar aus dem Begriffe des in rem 
TeisBum, ^ie er in Dig. XV, 3 festgestellt ist. „Hoe enim jure uti- 
mur, ut etiMnsi prius in peculium vertit pecuniam, mox in rem domini, 
eisae de in rem verso actio possit.'^ 
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Eine Vdrwendahg im vUterlicben Interesse ynri «ber bei ge^ 
nauerer Betrachtung nicht nur dann vorliegen, wenn der iSobn die 
aufgenommene Darlehenssnmme direkt ins Täterliche Vermögen ver^ 
wandt hat, sondern es wird jede Darlebensaufhshme unter den gleichen 
Gesiefatspnnkt &IIen, welche zur Bestreitung einer Ausgabe geschab, 
die dem Vater obgelegen wäre oder die derselbe durchgängig auf 
sich nimmt Es gehören hieher Darlehen, welche der auswärts be- 
findliche Haussohn zur Bestreitung seiner Bedürfnisse aufnimmt, falls 
sie nicht das wahrscheinliche Mass des vom Vater Gebilligten über- 
schreiten, ebenso wenn er zur Beschaffung der Mitgift f&r seine Schwe- 
ster Geld zu leihen nimmt oder eine Mitgift verspricht und ein Ver^ 
mögensstück des Vaters dafür verpfändet Letzteren Falls heisst es 
allerdings: „Patristamenresnon tonebitur^; aber dann auch : ^Plane si 
patri heres exstitit filius et pignus prosequatur, exceptione doli- sum- 
movebitur.^ (l 7 § 13 u. 1. 5 C. h. t cf. L 2 C. h. t u. 1. 47 § 5 
D. 46, 3. 1. 17 cf. 1. 7 § 2 D, h. t) Vgl. noch Nov. 115 c. 3 § 13 
über Aufnahme von Geldern zum Loskauf von Grefangenen. 

Unter eben diese Rubrik will Windscheid (§ 373 N. 11) auch 
den Inhalt von 1. 7 § 14 gestellt wissen. Es heisst hier: 

8i filius accepit mutuam pecuniam, ut cum liberaret, qui ai pete- 
ret exceptione non summovetur, SO cessabit exceptio. 

S. Sintenis a. a. O. 8. 516. Vangerow S. 456. Dückers S. 163 
gegen Dietzel S. 42. 

Windscheid bezieht nemlich diese Stelle auf eine Schuld des Va- 
ters, welche der Sohn für denselben bezahlt Zur Seite steht ihm 
dabei ein Erkenntniss des O.A.G. Dresden. (Seuff. Arch XI, 229.) 
Ich bin im Gegentheil der Ansicht, dass hier lediglich von einer Schuld 
des Sohns die Rede sei, welche nicht vom Verbot des Senatsbeschlus- 
SOS betroffen wird. Wenn zur Bezahlung einer solchen Schuld der 
Sohn ein Darlehen aufgenommen hat, so cessirt der Senatsbeschluss* 
Die von Windscheid angeführte Entscheidung sagt: 

„Aus der Tendenz des SC. Macedonianum ergibt sich, dass zwar 
das von einem Haussohne aufgenommeneDarlehen ausnahmsweise klagbar 
ist, wenn nachgewiesen werden kann, dass das vorgeschossene Geld 
zum Besten des Vaters verwandt worden sei, dass aber eine solche 
Ausnahme nicht zulässig ist, wenn der Haussohn das dargeliehen er- 
haltene Geld zu Bezahlung einer Schuld verwandt hat, die er auf 
eine für ihn verbindliche Weise sonst contrahirt, für die aber der 
Vater nicht zu haften hat. Die vorige Instanz behauptet mit Bezieh- 
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uQg auf I. 7 § 14 h. t. ü. I. 47 § 1 D. 46^ '3 d&3 Oegentheil, hat 
aber dabei diese Gesetze unsweifelbaft unrichtig verstanden»'' 

Nach diesem Eingange erklärt das O.A.Qt. sich für folgende Auf- 
fassung der Stelle: Die Einrede falle yreg, wenn der Sohn das Dar« 
leben zur Befriedigung eines Gläubigers aufgenonunen habe, der vom 
Vater mit der Einrede nicht zurückgewiesen werden könne. Dass e4 
hier blos auf das Verhältniss des Vaters ankomme, erhelle deutlich 
aus dem. Vorhergebenden § 12 wo es hcisst: ;,Non tarnen vertisse vi- 
debitur filius^ si mutuam pecuniam acccptam patri in proprium debitum 
solvit,^ Ebensowenig beweiso 1. 47 § 1 D. 46, 3 etwas dagegen. Dort 
werde folgender Fall erörtert. Ein Unmündiger hat ohne Beitritt des 
Vormunds Zahlung erhalten. Welcher Zeitpunkt ist entscheidend 
für die Frage, ob derselbe bereichert wurde? Im Anschluss hieran 
sei dann fortgefahren: ;,8ic et in f^f. putabat Maced. cessare, si in ne- 
cessarias causas filius mutuam pecuniam acceperit et eam perdiderit.^ 
Nun bleibe es zwar ungewiss, ob dieser Ausspruch so zu verstehen 
sei, dass A zur Annahme einer Bereicherung des Vaters hinreiche, 
wenn der Sohn das Geld zur Verwendung für den Vater erhalten 
habe, abgesehen von dessen wirklicher Verwendung zu diesem 
Zwl^,cke.i Ausser allem Zvreifel stehe aber, dass von eausis necessariis 
im Verhältniss zum Vater dießede sei. Gegen diese Auffassung 
seheiHen mir nun gewichtige Gründe zu sprechen. Vor Allem fehlt für 
Auslegung der 1. 7 § 14 in dem Sinne, als sei von einer Schuld des 
Vaters die Rede, die thatsächliche Unterlage in der angezogenen 
Stelle. Der Umstand, dass § 11, 12, 13, 15 vom Vater sprechen, 
dürfte eher ein Beweis gegen die Behauptung sein, für welche man 
ihn angeführt hat. Denn man kann ganz gut sagen, dass der Vater 
hier wie in den übrigen §§ ausdrücklich genannt wäre, wenn wirklich 
von demselben gehandelt würde. So ist aber in dem qui si pcteret 
gar nicht gesagt a quo, sondern eben einfach den Regeln der Gram- 
matik zufolge filius als das Subjekt des Hauptsatzes zu ergänzen. 
Dass pater Subjekt sei, wird noch unwahrscheinlicher, wenn man be- 
denkt, welche ganz ungerechtfertigte, ja fast komische Umschreibung 
es wäre, statt des emfachen creditorem patris zu sagen cum qui si 
peteret Auch der Beweis, welcher durch § 12 geführt werden will, 
scheint mir nicht stichhaltig. Was die Gegner ausführen wollen, wird 
wohl der folgende Gedanke sein. Wenn der Sohn ein Darlehen auf- 
nimmt, um seine Schuld an den Vater zu bezahlen, so greift der Se- 
natsbeschluss Platz ; warum soll er nicht auch Anwendung finden, wenn 
er ein Darlehen nimmt | um einen Dritten zu bezahlen? Die Ant- 
wort auf diese Frage ist leicht, wenn wir festhalten, dass die Quelleiv 
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iich auf den Standpunkt der m rem verno istellen. Das viterlielie 
Interesse erleidet keinen Eintrag, ja rerbtit sidi ganz gleicbgiltfg da- 
gegen, ob der Sohn dem oder jenem, dem der durch die Einrede 
nicht abgewiesen werden kann, oder dem neuen Darlehensgläubiger 
schuldet; das väterliche Interesse wird aber sehr berührt, wenn an 
Stelle einer Schuld des Sohns gegen den Vater eine Schuld gegen 
dne dritte Person treten würde. 

Wie sich die Behauptung rechtfertigt, dass die in I. 47 § 1 D. 
46, 3 bezeichneten causae necessariae j,ausser allem Zweifel^ nur im 
Verhältnisse zum Vater gemeint sein sollen, lässt das 0. A.G. im Unklaren, 
So wie die oben angeführten Worte lauten, wird sie kaum Jemand 
anders verstehen, als dass ftir nothwendige Bedürfnisse des Sohns 
aufgenommene Darlehen des Sohns gemeint seien. Die vom O.A.G. 
selbst als ^ungewiss' bezeichnete Auffassung scheint mir aber vollends 
unmöglich zu sein. 

Windscheid selbst, der Gegner der hier vertretenen Ansebauung, 
erklärt es für einen anmuthenden Gedanken, dass der Darlehensgläo- 
biger sich gegen den Senatsbeschlnss auch durch den Beweis solle 
schützen dürfen, dass es nicht Zwecke des Leichtsinns und der Aus- 
Schweifung gewesen seien, zu welchen der Haussohn das Darlehen 
genommen hat Warum soll man also diesem G^anken nicht Folge 
geben, wenn der Nachweis desselben in den Quellen nch so Ideht 
und natürlich ergibt, während die gegnerische Auffassung erst künst- 
licher Unterlage bedarf? 



WirkuDgen der Uebertretong des Senatsbeseblosses« 

1. Abschnitt. 
Die Einrede ans dem Macedonianisolien Senatsbesohlusse. 

Als Folge der Uebertretung seines Verbotes bezeichnet der Senat 
zunächst, dass dem Gläubiger ;,actio petitioque' verweigert werden 
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solle. Hm lat neb Qbar den Kon dioacr AnidrQdce Tid su er5rttrQ 
und SU stireken gemaeht (so Dlk^ers S. 36* 37) und als Bedeutung 
von petitk) im Gegcwssfr zu actio angegeben, es sei die Vindication 
des GMdea e^r die bypotbekariscbe Klage u. dgL gemeint leb 
glaube nun niobt, dass der Senat überbaupt bier an etwas ganz be« 
sonderes gedaebt babe, sondern dass er lediglicb die beiden Artea 
▼on Klagen, dinglicbe und persönlicbe nebeneinander stellt, im Sinne 
]ener b^sanntea Definition Ulpians in L 178 § 2 D. 50, 16: „Actionis 
Twbum et speciale est et generale; nam omni« actio dicitur sive in 
perscmam sive in rem sit petitio; sed plerumquo actiones personales 
solemus dicere, petitionis autem verbo in rem actiones significari 
Tidentur.«^ {S. a. Glück XIV § 903.) 

Jedenfalls ist diese Frage sebr untergeordneter Natur; wicbtiger 
die, ob der Senat mit den Worten ^ne actio petitioque daretar" aus- 
drücken wollte: eine juristiscb giltige Yerbindlicbkeit entstehe aus dem 
Darleben gegen den Senatsbescbluss gar nicht, oder ob er damit sagt: 
es wird eine Yerbindlicbkeit allerdings erzeugt, sie bleibt aber unein- 
forderbar durch Verweigerung der Klage. 

(Vgl. hierüber Doneil. XII, c 25 § 12. Sintenis, prakt. Civ.-R, 
I S. 326 ff. IL S. 508 ff Dietzel S. 102—105.) 

Dem Wortlaute des Gesetzes gegenüber wird es entschieden be- 
jaht werden müssen, dass eine juristische Verbindlichkeit Torhanden 
sei; denn es ist nur gesagt ;,ne actio petitioque daretar'^^ also lediglicb 
die Klagbarkeit der Forderung beseitigt, ohne dass das Rechtsgeschäft 
selbst für nichtig erklärt würde*). 

Die Sache ist einfach die: beruft sich der aus einem Darlehen 
gegen den Senatsbeschlass Belangte auf denselben und setzt dem zu 
Folge der Prätor seine Einrede in die dem Richter gegebene Formel, 
80 muss der EJäger abgewiesen werden; enthält die Formel den be- 



*) Kach Schwanert S. 347 stünde dem gegen den Senatsbeschlass Darleihen- 
d«i wohl ein Klagrecht (aetio), aber kein Fordemngsrecht , actio im materiellen 
Sime HL »I^ieie doppelte Bedentong emer aotio hat ea denn Teranlasst, 
dasB der foenerator contra 8CL in dea Qadlen aach wohl ereditor genannt ist, wäh- 
rend sngleich der, dessen actio eine perpetna exceptio entgegen steht, nicht als 
ereditor gilt^ Dagegen opponirt Dückers (8. 40 n.), wie mir scheint mit Recht. § 5 
J. 4, 8 sage: „nihilominns obligatio durat ideoque ipso jure agi potest'', es be- 
stehe also dne YerbiadHohkeit imd eben desshalb stehe auch actio im formellen 
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troffenden Säte nicht, so ^td der Biehter VenirliieilM mtsm, sa gut 
uls wenn der Senatsbesehluss gar nicht vorbanden wäre. ^ei»o 
wenig mrird auch im heutigen Prozesse der Richter die Einrede toq 
Amtswcgen ergänzen dürfen, w^n der Beklagte sie nicht Torschütet 
Denn ging man einmal von der Anschauung aus, dass das einem Haus- 
sohn gegebene Darlehen nidit nothwendig gegen unseren Senatobe* 
schluss Verstössen müsse, wie dies in der That in sehr vielen Fallen 
zutraf, 'so musste man folgerichtig die Anwendung des Gesetzes einzig 
und allein von der Anrufung des Beklagten abhängig machen. Noch 
mehr musste für Aufstellung dieses prozessualen Grundsatzes die Be« 
trachtung sprechen , dass nicht einmal ausschliesslich -Darlehen unter 
das Macedonianum fallen. Auch andere Verträge kSnnen von dem 
Verbote betroffen werden und es geht folglich aus der blossen That- 
sache des Vorhandenseins oder Nichtvorhandenseins eines Darlehens 
niemals die Anwendbarkeit oder Nichtanwendbarkeit . des SenatsW* 
Schlusses sicher hervor. (In diesem Sinne sehr gut Schwanert S. 345« 
vgl. Holtius, Abhdl. S. 21. Auch Dückers S. 41-^46, Glück und 
Dietzel. Dagegen Sintenis.) 

Nach alledem stellt sich die Verbindlichkeit aus einem Darlehen 
gegen den Senatsbescbluss als eine civile Verbindlichkeit dar, der von 
vorneherein eine bleibende Einrede (exe. perpctua) entgegen steht. 
Dies ergibt der prohibitorische Charakter dieser gesetzlichen Bestim- 
mung und 1. 3 D. 44; 1. ;,Perpctuae atque peremtoriae sunt • , < et 
si quid contra leges Senatusve consultum factum esse dicetur^. 

Es wird der formell begründeten Klage die Berufung auf den 
Senatsbescbluss entgegen gesetzt werden kennen und es sind alsdann 
zwei Fälle möglich. Entweder ist sofort klar, dass der Senatsbesdiluss 
anzuwenden sei: dann erscheint die blosse Behauptung des Klägers, 
er habe ein Darlehen gegeben, als ungenügend ^ oder es lässt sich 
nicht sofortige Gewissheit gewinnen: dann ist Klage und Einrede zu- 
gleich der richterlichen Prüfang zu überweisen und je nach dem ge- 
wonnenen Ergebnisse freizusprechen oder zu verurtheUen. (Schwanert 
S. 346. Dietzel S. 107. Dückers S. 40.) 

Es ist hier der Ort zu erwähnen, dass die Einrede aus dem Ma- 
cedonianum im römischen Rechte zu den privilegirten zählte, die noch 
in derExecutionsinstanz vorgebracht werden konnten; so sagt 1. 11 h, t. : 
^Tarnen si non opposita exceptione condemnati sunt, utentur SC^ ex- 
ceptione. Et ita Julianus scribit exemplo mulieris intercedentis.^ Die 
neuere Theorie (Benaud, Endemann) und Praxis zeigt sich aber, dem 
Geiste des modernen Ciyilprozesses entsprechend, diesem Privil^iiua 
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mit Becbt ab^eofigt Eine n&here ErSrterui^ dieses- immerhin mA 
streitigen Punktes mnss jedoch der Prozesslehre überlassen bleiben. 

Ihrer Beschaffenheit nach gehört die Einrede ans dem Mscedo- 
nianum 2n den sog. ^rei cohaerentes'^ , da ihr objektiver Gmnd das 
gemachte Darlehen ist nnd da sie, wenn blos anf d^ Person haftend, 
die Wirkung des Senatsbeschlusses rereiteln \dirde. Es wird difes in 
Anbetracht von 1« 7 O, 44, 1 kaum zu bestreiten sein, ,wo :es heisst: 
;,Die an der Person haftenden Einreden gehen nicht auf Ander e.fibep^ 
wohl aber die an dßr Sache haftenden.^ Von den letzteren gibt un- 
sere Stelle einige Beispiele und fugt bei: j,Idem dicitnr, et si profilio- 
familias contra SC. quis fidejusserit' (Ebenso Dietzel S. 107. 108. 
Dückers S. 42.) 

Zuständig ist die Einrede aus dem Macedonianischen Senatsbe- 
schlusse: 

1. dem Haussohne «nd dessen Erben nach 1. 7 § 10 h. t Wind* 
seheid (§ 373 N. 13) friigt hier; Genügt der Beweis, dass zu Zeit der 
Darlebensaufnabme der Vater noch gelebt habe, oder muss der Beweis 
au£ das Bestehen der vüterliehen Gewall za Zeit der Darlehensbuf- 
oabme geriditet werden? Die richtige Ajntwort g^bt die Ton ihn d- 
tkte Entsefaeidimg des O.A.G. Darmstidi vom 10. Oktober 1840 
(Sevff. Areb. XII, 339). ^Der Umstand, dass der Vater eiltos erwieb- 
senan Sohnes no^ am Leben ist, bereohtigt nioch meht mm Schlosse^ 
cbis er sich anoh unter Täterficher Gtewali be&ndy da es nodi manofae 
Gründe der Aufhebung derselben gibt* Für die Fortdauer der vütep- 
liehen Gewalt spricht hSchstras nur eine Vermuthung^ die den zu 
ftthroMlen Beweis unterstützt^ 

2. Dem Vater nach 1. 7 § 10 D. u. 1. 6 C. h. t.: ,Si filius fuus 
in potestate tua agens, contra SC mutuam sumsit pecuniam, actio de 
peculio adyersus te eo nomine dirigi nequaquam potest^; woran I. p 
§ 2 D. h. t die Bemerkung knüpft: ^nec interest consumti sint numnu 
an exstent in peculio.^ 

Auch 1. 3 § 4 D. 4, 4 gehSrt hieher. Ulpiap bespricht da dip 
Frage, ob ein minderjähriges Hauskind Wiedereinsetzung beanspruchen 
k^^nne und sagt: Wenn der Sohn belangt werde, so kSnne er sein 
Wiedereinsetzungsrecht geltend machen: ^^si patrem convtoiat creditör, 
auxilium cessat, excepta mutui datione. In hac enim si filius jussti 
patris mntuam.pecuniam acoepit, non adjuyatur.^ Man hat im £eser Stelle 
Yiele Teztrerilnderungra Torgenommen, so Sayigny Sytt-V. BeiL JL8. 
Tgl. Poebto, Pand« § 103, i. Sintenis I & 376 N. 73, Dietzel S« &7, 

Sejdel, tehre t. siMed. SeaatolieflcUwae. 3 



doch gans niinöthiger Weise. Als ob mie sehlecfat tateiniscfae, ja so- 
gar ungeschickte Aasdrncksweise in den Qaelien so selten wife. Das 
enim in obiger Stelle steht allerdings etwas angereohtfcrtigt, aber er- 
klären lüsst sich's. ^Anders beim Darleben. Denn bei diesem wird 
nnr dann nicht geholfen, wenn der Sohn es auf vltterlichcn Befohl 
aufnahm.'' Sehr weitläufig Dückers S. 111—115. 

3. Dem Bürgen und Auftraggeber des Hauskinds. 1. 9 
§ 3 h. i 

Nur zwei Ausnahmen hieven kennt das Gesetz. Die erste ist 
dann begründet, wenn der Bürge in der Absicht zu schenken Bürg- 
schaft leistet, nach 1. 9 § 3 h. t. ^^nisi forte donändi aniroo intercesse- 
rnnt^ und I. 82 D. 2y 14. ^Si dpnandi animo fidejusserit, dicendum est^ 
non prodesse exceptionem fidejussori.* Vgl. 1. 12 § 13 D. 17, 1. — 
Ob dies, wie Dückers S. 51 (vgl. Seuffert Fand. § 312 N. 4) will, 
aueh auf den Fäll auszudehiieo sei, wenn der Bürge eintrkt, um den 
Gläubiger Tor den Nachtheilen des Senatabesohlusses« zu si^ern, 
möchte ich nieht unbedingt bejahen. Düekers iasal den Fall in 1. 9 
§ 3 cit lediglieh als Bais|Mel, eine Annahme , für wdehe Gründe 
kaum zu finden sein dürften. Ist es schon desshalb bedenklieb, seiner 
Ansicht beizupflichten, weil die Quellen ttne Ausnahme Ton der Regd 
in 1. 9 § 3 pn nur in den ebenda faxenden 2 I^Uen Jkennen, m er- 
geben sich abgesehen davon noch weiter» Anstände, fimmal, wäre 
die Zulassung obiger Ausnahme nicht mne BefKrderung^ ja Ermunter- 
ung des gesetzwidrigen Darleihens? Es ist doch kern Grund Ttorban- 
den» dem Gl^iubiger einen so augensdiemliohen Vortheil in die Hand 
zu geben, um seinen Willen gegen den des Gesetzes durcluMwetzen I 
Mit welcher Consequenz. femer köi^njte man wohl dem Bürgen seinen 
Rückgriff auf den Hauptschuldner weigern, wenn man ihm die Ein- 
rede gegen den Gläubiger benimmt? Den Gläubiger vor den Folgen 
des Nichtbezahltwerdens zu sichern, ist ja Zweck jeder Bürgschaft 
und gerade dieser Zweck ist es, den das Gesetz aus guten Gründen 
vereiteln will. Nicht der Bürge, der nicht geliehen hat, sondern 
der Gläubiger ist's, der den Schaden tragen 'SoH. 

Die zweite Ausnahme findet dann statt, wenp der Bürge mit 
Willen des Vaters Bürgschaft stellt, weil nach 1. 9 § Ö cit. ;,totus con- 
tractus a patre videbitur comprobatus.^ 

Die Wirkungslosigkeit der Einrede ftfr den Bürgen, in dem Falle 
wo er den Gläubiger betedet hat, das Daid^en sei nieht gegen den 
SenatsbeschlusS) fällt nieht unt^ g^enwärtigen Gesichtspunkt, wie 
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£>li<)kiic9 (S. 51) xQQlitt; üemK bieif haÜAi der Bfijrge äeixv Gläubiger 
wegen Arglist. 

Gregeo einra Umgebangsveraach dieser dem Bürgen des Haus** 
kiods gesetzlich austohendeB Einrede ist duroh L 7 § 1 h. t. Tor- 
gesorgt Hat nemliefa ein GlKubtger einen Haassohn und eiqen Haos- 
rater als Gorreal^hnklner angenommen und zwar den letztem dess- 
halb, damit derselbe nicht als Bttrge sieh der Einrede aus dem Mace« 
donaannm bedienen kfinne, so wird dennoch diesem eine wirksame 
Anrede gegen den Betrug (utilis exceptio adrersos fraudem) gegeben. 

Um auf den Grund jener Bestimmungen zu Gunsten des Bürgen, 
von welchen w die zwei einzig zulässigen Ausnahmen eben erwähn- 
ten^ zurückzukommen, so liegt derselbe in der einfachen Frage: Wie 
hätte dem Gläubiger gegen den Bürgen wirksame Klage gegeben 
werden können, ohne zugleich diesem den Rückgriff auf seinen Schuld- 
ner zu gestatten? Und was wäre es nun für ein Unterschied; ob der 
Bohn dem Gläubiger oder dem Bürgen zahlen muss? EJr wäre da- 
durch mit WiAsamkeit Schuldner geworden und der Senatsbeschluss 
umgangen (vgl. 1. f % 1. D. 44, 1). Auch 1. 9 § 3 deutet dieses 
Motiv 'an mit den Worten: „qui et iped mandati habent regresAttmt^ und 
aus eben diesem Grunde ist es auch zu erklären, warum hier von dem 
1. 60 D. 46, 1 ausgesprochnen Grundsatze: ;,Ubicunque reus ita 
liberatur a creditore, ut natura debitum maneat| teneri fidejussofem. »^ 
abgewichen ist. 

Wenn dagegen Dückers behauptet, dass demjenigen Bürg^ die 
Einrede zu verweigern sei , der ohne Aufforderung des Haussohns 
Bürgschaft übernommen bat, indem er einen Schluss. e contrario aus 
1. 16 § 1 D. 16, 1 zieht, so kann dies nicht zugegeben werden. 

Unser Senatsbeschluss stellt als Regel auf: der Bürge soll die 
Einrede haben und macht von dieser Regel zwei Ausnahmen. Von 
weitern Ausnahmen will er also nichts wissen, sonst hätte er sie eben 
so gut wie jene beiden au%^hrt. Vollends gewagt erscheint es 
aber, aus einer Bestimmung über das Vellejanum eine Folgerung auf 
das Maoedanianum ziehen au wollen , eine solche zumal die blos auf 
einem Schluss e contrario, beruht Einen Fall hat ohnehin Dückers 
nicht in Betracht gezogen, der doch seinem Standpunkt nach einen 
wesentlichen Unterschied machen musste. Es kann nemlich der Bürge 
zwar ohne Aufforderung, aber doch so intercediren , dass der Sohn 
d»rum weiss und aich's gefallen lässt. Wie dann? Sollte. Dückers 
aueh für dieaen Fall seine Behauptung gelten lassen? Vgl. übrigens 
BddEer, prozessual Oonsumtion S. 200 ff« Dietzel S. 111. 

3« 
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HlÜt man den priTiIegirten Charakter der Maoedonkniflchen £än- 
rede noch fest, so ergibt sich aus I. 9 § 5 1. 11. h. t, dass auch 
Bürge nnd Auftraggeber noch in der fixecutionsinstanx sidi auf den 
Senatsbeschluss berufen können. Denn offionbar bezieht sieh die Be* 
Stimmung der I. 11 auf diese beiden ebenso gut als auf den Haua- 
sohn, da von allen Dreien zusammen yon L 9 § 3 an fortwährend 
die Rede ist Diese Bestimmung glaubt Dückers tadeln zu müssoi, 
wenn er auch ihre Existenz nieht bestreitet Allein , wenn man eia< 
mal eine privilegirte Einrede will, warum soll der Bürge schlechter 
daran sein als der Haussohn? Liegt im Nichteinwand der Einrede 
gerade stets ein Verzicht auf dieselbe? Es kann ein Irrthum oder 
ein Yersehra Torliegen, vor dessen Folgen der Bürge geschützt wer- 
den will. 

Ueber die Wirkung des Prozessbeginns und des gegen den 
Uaussohn gefällten Urtheils auf Bürgen und Auftraggeber handelt 
der genannte Autor S« 52 — 55 sehr ausführlich. Da jedoch hier 
durchaus keine von den gewöhnlichen Normen abweichende Grund- 
sätze massgebend sind, mag die Verweisung hierauf genügen. 

4 Was für Bürgschaft und Auftrag gilt, findet analoge Anwen- 
dung beim Zahlungsverspreehen für eine fremde Schuld. 

5. Das gleiche gilt in dem Ton I. 2 D. 20, 3 bezeichneten Falle: 
^Si alius .... dederit hypothecam . • pro f^f., cui contra SC. credi- 
tum est^ an • . succurritur, quaeritur? . . . Sed in eo, qui pro f^f. 
rem suam obligayit, eadem dicenda erunt, quae tractantur et in fide- 
jussore ejus.*^ 

Zuständig ist die Einrede all den im Vorhergehenden bezeichne- 
ten Personen gegen den Darleiher selbst so gut wie gegen seinen 
Rechtsnachfolger (i. 7 § 6 h. i). 



2. Abschnitt. 

Die natürliche Verbindlicdikeit aus dem Darlehen gegen den 
Senatabeaohloaa. 

Ein nftheres Eingehen auf das Wesen der natürliohen Yerbindlichkeiten -würde 
hier zu weit führen. Es genüge von der sehr umfangreichen Literatur das folgende 
anzuführen: 

SaTigny, Oblig. B. I. S. 77 ff., 115 ff. System Y. S. 874 ff. Schwanert, Nat. Obl. 
d. r. B. spez. § 17. Sohenrl in der krit. Y. J. S. YI. S. 489 ff. Don. in 
den Jahrb. f. Dogm. YII. S. SIS ff. Wmdseheid, § 287'-889» spes. S 289, 5. 
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Es wurde gesagt, da» cBe Folge der Uebertretung unseres 
Senatsbeaehlnsses* Yerweigerung des Rüekforderungsreehtes fBr den 
Gläubiger sei. 

Natürliche Verbindlichkeiten können sich bekanntlich für das 
positive Recht auch dadurch ergeben, dass dasselbe in einem einselnen 
Falle einer Verbindlichkeit nur bestimmte Wirkungen, namentlich die 
Klagwirkung abspricht, während es ihr andere bclässt. 

Eine solche natürliche Verbindlichkeit ist die aus einem Darlebn 
gegen den Senatsbeschluss entstehende. 

Die Quellen erkennen dies in verschiedenen Stellen in förmlicher 
Weise an. 1 19. pr. D« 12, 6 drückt das Princip aus, nach welchem 
hier entschieden ist: ^Si poenae causa ejus, cui debetur, debitor libera- 
tus est, naturalis obligatio manet/ cf. 1. 9 § 4. h. t 

Also weil der Gläubiger gestraft, und nicht der Haussohn mit 
einem Vortheil bedacht werden soll , verbleibt die natürliche Verbind- 
lichkeit, 

Die allgemeinen Folgerungen, welche der Bestand einer solchen 
Verbindlichkeit mit sich bringt: Unzulässigkeit der Rückforderung des 
sei es selbst irrthümlich Geleisteten; durch das Rechtsgeschäft gebil- 
dete genügende Grundlage für Bürgschaft, Pfandrecht, Novation und 
Erfüllungsversprechen , hat denn die römische Jurisprudenz auch ge- 
bogen. Die Zulässigkeit der CSompensation ist streitig. 

I. Zahlung. 

(Dückers § 16, mit zalüreichen original-holl&iidiBchen Gitaten.) 

Die Schuld gegen den Senatsbeschluss lässt also zt»rörderst rechts- 
giltige Zahlung zu. 1. 19 D. 12, 6 . . ;,et ideo solutum repeti non 
potest.« 

Es ist gleichgiltig, ob dabei Irrthum über die Beschaffenheit der 
Schuld als einer uneinklagbaren vorwaltete oder nicht 1. 14 D. 12, 1 
^. . Denique per errorem soluti contra SC. crediti magis est, cessare 
repetitionem.'^ 

Erfolgen kann die Zahlung von drei verschiedenen Seiten; 

1) durch den Vater, 

2) durch den Haussohn^ 

3) durdi einen Dritten. 
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Der mrte Fall etithiill, wefan nicht irrdittniliche Zabhmg, die' nach 
L 14 D. 12^ 1 m behandeln ist, voiiiepti eine. Anarkehanng der 
Schuld seitens des Vaters, welche natürlich fttr diesen bindend ist 

Was den zweiten irall betrifft^ so kann die Abzahlung der Schuld 
durch den Haussohn entweder nach erreichter Selbständigkeit dessel- 
ben oder noch während der Dauer der väterlichen Gewalt geschehen. 
Jene erstre hat natürlich vollen Rechtsbestand; denn sie enthält eine» 
Verzicht auf die Einrede; schwieriger ist Ictzternfaüs zu entscheiden. 
Dass der Haussohn für seine Person , da er ja eine natürliche Ver- 
bindlichkeit tilgt, den Senatsbeschluss nidit anrufen kann, ist zwdfet«- 
los und in 1. 26 § 9 D. 12, 6 deutlich ausgesprochen. Der Haus- 
sohn, welcher gezahlt bat, kann als Erbe seines Vaters keine Rück- 
forderung geltend machen; sondern es steht ihm Einrede entgegen. 
Eine andere Frage aber ist die^ ob der Vater sich auf den Macedo- 
nianischen Senatsbeschluss berufen kann, wenn sein Sohn gezahlt hat? 
Wir haben hierüber zwei Quellenstellen: 
I. 9 § 1 h. t. Si ab alio donatam sibi pecuniam filius creditori sol- 
vent, an pater vindicare vel repetere possit? Et ait Julianus, sI 
quidem hac conditione d donafa sit pecunia, ut creditori solvat, 
videri a donatore profectam prötinus ad creditorem et fieri nu- 
mos accipientis ; si vero simpliciter ei donavit, alienationem eorum 
fiiium non habuisse, et ideo, si solvent, condictionem patri ex 
omni eventu competere. 
1. 14 D. 12, I. Si filiusfamilias contra SC« mutuatus pecuniam soI« 
verit, patri numos vindicanti nuUa exceptio objicietur; sed si 
fuerint consumti a creditore numi, Marcellus ait, cessare condic- 
tionem, quoniam toties condictio datur, quoties ex ea causa nume- 
rati sunt, ex qua actio es9e potuisset, si dominium ad accipientem 
transiisset; in proposito autem non esse. 

Beide Stellen sind von Ulpian, und zwar aus dem nemlichen 
Werke, ja dem nemlichen Buche dieses Werks ; dennoch ergibt deren 
einfacher Zusammenhalt ihren Widerspruch. 

Während 1. 9 § 1. h. t. erklärt: ^et ideo si(f.) solvent, condictio- 
nem patri ex omni eventu competere^, macht 1. 14 die Unterscheidung, 
der Vater habe zwar Vindication des noch vorhandnen Geldes, dage- 
gen keine Condiction des schon verbrauchten. Man hat die Vereinig- 
ung beider Stellen in mannigfacher Weise versucht. 

Puchta (Vorles., zu § 306) hält es zur Beseitigung des Wider- 
spruchs für nothwendig in der ersten Stelle statt condictionem ^^vin- 
dicationem^ zu lesen; ebenso S^hwanert (S. 182)« In ihren Resulta- 
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tea geben jedoch beide aiueiiii^ider, iadem dererstre bei Verbraach 
in gutem Glauben das lUickforderungisreoht des Vaters vregfallen las- 
sen, der leteire es beibehalten wissen will. Was diesen Emendations- 
Yorschlag betrifft, so lässt sich nieht Illugnen, dass er die Schwierige 
keit au£ «ehr leichte Art beseitigen würde; allein es ist nicht ein 
Schein von Berechtigung dafiir Torhanden. In 1. 9 § 1 lesei^ alle 
Handschriften einmiUhig. nnd zweifellos condictionemf ebenso ist der 
Text von L 14? einige unbedeutende Abweichungen ungerechnet, sicher. 
Ausserdem steht noch entgegen, dass am Anfang der 1. 9 § 1 von 
vindicare vel ropetere die Rede ist, während dann der. Schluss blos 
von vindicatio spräche, dass also die Hauptschwicrigkeit geradezu umgan- 
gen wäre« Endlich passte auch der Ausdruck „ex omni evcntu'^ nicht 
entfernt in diese Lesart. Man h^it wohl, nachdem man einmal im 
Textverändem war, diese Worte als Glossem streichen wollen« Dass 
dies jedoch nicht angeht, versteht sich von selbst. 

So sind wir denn lediglicb auf die Interpretation verwiesen« Auch 
diejenigen Sphriftstellw , welche diesen Weg betraten, weichen sehr 
von einander ab) einige, wie ansser nehrern altem bei Glück wge* 
föhrten-Schriftstellern, Voigt (condictio ob causam S. 752— -754), Dietael 
(S. 122) und. Dückers . geben die Sache ganz auf und erklären den 
Widerspruch ftl^ unlösbar« Tbeilweise legen sie darauf Gewicht, dass 
Ulpim im ersten Fall den Ausspruch JuUans, im x weiten aber den 
Marcellas anführe und zwischen diesen beiden ein Widerspruch ja sehr 
denkbar sei. Dagegen ist zu sagen, dass Ulpian beide ohne ein Wort 
dex Kritik, vielmehr mit stillschweigender Billigung citirt und dass 
man doch nicht leicht im selben Abschnitt sich so edatant wider* 
spricht. 

Was die versdiiednen Yerdnigungsversucho anlangt, so hat Sin- 
tenis (II § 108 N. 43) die sehr ungWckUche Idee, dass 1. 14 ledig- 
lieh die condictio ex mutuo, nicht aueb die condictio sine causa beneh- 
men W(rfle; dagegen trägt eine ansehnliche Zahl von Juristen die sehr 
annehmbare Ansicht vor, die verschiedne Entscheidung sei daraus zu 
erfcläiten, dass im einen Fall vom redUchen, im andern vom unred- 
lichen Verbrauch die Bede sei. Es sind dies Glück (XIV S. 318), 
ünterholzner (S, 149 N. n), Witte (die Bereichcrungsklage 8. 299), 
Machelard (des obligations naturelles p. 114) und Windscheid (§ 373 
N. 16). 

In der That wftre mit dieser gewiss nahe liegenden Annahme 
allen Schwierigkeiten abgeholfen und e? ist nicht einzusehen, warum, 
wenn die JBntseheidung^ beider Stellen hiemit i^usammenpasseui wir 
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derselben nicbt Folge geben sollten. ^Dass 1. 14 ron einem Verbrauch 
In gntem Glauben redet, 1. 9 bSsen Glauben Yoraussetzt, kann nicht 
auffallen, da wir ja nicht die TolbfSndige Deduction ülpians besitzen, 
eine mangelhafte Exeerpirung der Compilatoren aber gar nicht selten • 
ist.^ Dass Ulpian sich iriderspreche, ist nicht wahrscheinlich; dass 
aber die Compilatoren durch unyollständige Wiedergabe seiner Worte 
Widerspruch hineingebracht haben ^ ist sogar sehr zu yermuthen« 

Es liegt dann die Sache folgender Massen: Ob dem Vater die 
Berufung auf den Senatsbeschluss gegenüber der durch den Sohn 
erfolgten Heimzablung zustehe, beantwortet sich verschieden, je nach- 
dem der Gläubiger in unredlicher oder redlicher Meinung die Zah- 
lung entgegengenommen hat. Den ersten Fall hat Ulpian bei 1. 9 
§ 1 im Auge. Auf die Frage : ^^Si filius . . creditori solvent an pater 
vindicare vel repetere possit?^ gibt er nach Julian die Entscheidung: 
lySi (filius) solvent, condictionem patri ex omni eventu competcre.'^ Es 
ist hier die condictio furtiva gemeint, die, wie Witte richtig bemerkt^ 
dadurch nicht ausgeschlossen wird, dass der Sohn wegen der natür- 
lichen Verbindlichkeit die condictio indebiti nicht hat Denn d^ Va- 
ter besitzt seine Gondiction nicht durch das Medium des Sohnes kraft 
väterlicher Gewalt, sondern selbständig aus dem gegen ihn verübten 
Furtum. So erklärt sich dann auch der vielfach erörterte Ausdruck 
j,ex omni eventu^. Es bezieht sich derselbe auf die in der vorgelegten 
Frage gemachte Unterscheidung „an pater vindicare vel repetere pos- 
sit^, nemlich vindicare bei noch nicht verbrauchtem, repetere bei schon 
verbrauchtem Geld. Ulpian, resp. Julian erwiedert darauf: Vindication 
braucht es da gar nicht, es liegt Furtum vor und desshalb j,eondicÜo 
ex omni eventu competit^ 

Hat der Gläubiger m redliche Weise die Zahlung entgegen ge- 
nommen, so tritt 1. 14 D. 12, 1. in Wirksamkeit. Es macht hier 
einen Unterschied, ob das Geld noch im Besitz des Gttubigers ist 
oder schon verbraucht wurde.. In jenem Fall hat der Vater unbestrit- 
tene Vindication, in diesem Falle entscheidet Ulpian nach Marcellus, 
dass dem Vater keine Condiction zustehe, und zwar aus dem in der 
Stelle selbst angegebenen Grunde: quoniam teties etc. 

Die Schuld gegen den Senatsbeschluss kann auch durch einen 
Dritten bezahlt werden. Davon 1. 9 § 4. j^Et hi tarnen, qui pro filio- 
familias sine voluntate patrisintercesserint . . . solvendo non repetunt^ 

Es kann also der Dritte, wenn er ohne Einwilligung des Vaters 
intercedirt, keinenfalls vom Gläubiger zurückfordern; ebenso wenig hat 
er einen RückgrifiF gegen den Vater. Aber auch an den Sohn hat er 



V 



m. Theü. ' 2. AbmhMtt. 41 

meme» Emcbtens kernen Antprueh uäd zmx sdiön dein WorfJaut 
der Stelle zn.Folge^ die gans aHgeraeki engt: „non repetunt^, gleichTiel 
von wem. Auch die GfloBse erklärt sieb daliir und der Gkist des Ge- 
setzea läset jedenfalla keine andere Auffassung zu. 



n. Bürgschaft 

(Dückers § 12.) 

Eiilfiibher gestaltet sich die Lehre Ton der ZuHtosigkeit der Bürg«- 
Schaft für das Darlehn gegM den Senatsbeschluss. Der HinaulE&t des 
Bürgen kann yeraniasst werden: 

1) durch den Vater, 

2) durch dm Sohn, 

3) kann der Bürge unaufgefordert sich darbieten. 
Gibt der Vater den Bürgen ^ so ist dies Genehmigung des Dar- 

lebns. Hervorzuheben ist jedoch der Eine Fall, wenn der Vater nach 
seines Sohnes Tode den Bürgen stellt. Es ist dies Gegenstand der 
Erörterung in drei Stellen, 
l 11. 13. D. 46, 1. Qui contra SC. filiofamilias crediderit, mortuö 
eo l^dejussorem a patre acdpere non potest, quia neque civilem 
neque honorariam adver sus patrem actionem habet, nee est ulla 
hereditas, cujus nomine fidejussores obfigaH poissent (Julian, 
lib. Xn. |Dig.) 
Plane ejäs actionis nomine, quae de poculio adversus eum competit, 
fidejussor recte accipitur. (Id. lib. XLIIl) 
tJeber beide Stellen referirt 1. 18 D. h. t. 

Pas Gesammtergebniss ist, dass die Bürgschaftsbestellung hier 
dessbalb ungiltig ist, weil gegen den Vater überhaupt keine Klage 
zustand^ sondern nur gegen den Sohn; letztre Klage aber sich auf 
den Vater desswegen nicht vererben kann, weil zwischen beiden be- 
züglich des peculium profecticium von Erbschaft keine Rede i$t. Denn 
wenn der Vater nach des Sohnes Tode das von ihm herrührende 
Sondergut wieder an sich nimmt, so thut er dies nicht krafl; Erbrechts, 
sondern kraft Eigenthums. Da hingegen, wo gegen den Vater eine Pecu- 
harklage zusteht, kann Bürgschaft giltig bestellt werden. Welches 
jene umstände seien, die eine Peculiarklage möglich machen, ist hier 
nicht zu erörtern. Im Allgemeinen genügt zu sagen, dass es eben 
all die Fälle sind; wo der Senatsbeschluss cessirt, ohne dass väter- 
licher Befehl oder Verwendung im väterlichen Interesse der Grund 
wäre. (d. l 12 § 13 D. 17, 1. 1. 1 0. 4, 18. Beisp.! L 6 a h. t. 
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tt. fihnL) EKelaal (S. 59) uttd naeh Am DttciEOm (S. 75) gebn üA 
mit einer seiir omfllnglieheft UntersttehiiBg dieMi Funktet ak 

Gibt der Sohn den Bürgen, nnd swar nach erlangter Selbsttn- 
digkeit, so fiült dies unter den Gesichtspunkt des Verzichts auf die 
Einrede. Steht der Sohn noch unter yftterlicher Gewalt, so hat der 
Bürge die Einrede des Seoatsbeschlusses ebenso gut wie jener und 
gilt das im 1. Abschnitt unter Ziff. 3 Bemerkte. 

Idt der Bürge ohne alle Aufforderung hinsugetr^ten , so ist seine 
Bürgschaft whrksam, da eine natürlkabe VerbiadHebkrit yoriie^; dage- 
gdn hat «r keinen Bfickgriff, es mttsste denn der FaQ eifter negetio- 
rum gestio Torliegen. Uebrigens kann eine sokhe Bürgschaft auch 
aus der Absicht au schenken henrorgegaogen aeitt und hier gilt dann 
das Gesagte nur um so mehr (s, Abichn. 1 Ziffl 3). 

m. Pfandbestellung, 

(DAekers § 18.) 

Was die P&ndbestelhing betrifft, so kann diese geschdien 
1) durch den Vatw ^-* und dann liegt Anerkenn«^ der Schuld 
Tor, 

3) durch den Hansiohn entweder nach erreichter Selbat&ndigkeit, 
was nach I. 9 pr. h, t Verzicht auf die Einrede ist, oder wih- 
r^d der Dauer der y&terUchen Gewalt Auch hier wird die 
Entscheidung leicht sich treffen lassen. Der Haussohn hat, wenn 
wir von den Ausnahmen des castrensischen VermSgens etc. ab- 
sehen^ regelmässig keine Dispositionsbefugniss , im Rassischen 
Rechte noch viel weniger als im Justinianischen. Es wird da- 
her schon desswegen seine Pfandbestellung ungiltig sein. Doch 
auch wenn ihm vom Vater ein Sondergut au freier Verfügung 
eingeräumt wurde, wird das nemliche zu sagen sein, da das- 
selbe für die gegen den Senatsbeschluss eingegangene Schuld 
nicht haftet 

1. 3 § 2 h. t. . . . quemadmodum ipse dicit Julianus libro XII, 
si filius£ftmilias erediderit, cessare SC, quod mutua pecunia 
noh fit, quamvis liberam peculii administrationem babuit N<m 
enim perdere ei pecuUum p<Uer eoncedü, quum peeuUi admi- 
niatraiumem permütiL • • . 

1. 7 § 2 h. t Sed et si filius&miUaa patre soo relegato, ¥el 
loi^o tempere aibsente dotem pro üUa promiseri^ et rem pairia 



pigüeH d^erk,'SG. oesBabit; patris tsmea res pon teMbitur. 

Ptaiie «i patrf heres eocttiterit fitius, et pigims pei[8|ßq«atar^ 

exeeptioi^ doli aummovebhur« 
At|8 d^m Schlüsse, d^r letstern Stello ist aach die Fvßge ^u 
entotah^den, ^^ie es ssu halten sei, wenn der Sobn, ^^ '^°? 
jSatbe dei Vftters yerpffodet^, Erbe des Vaters geworden ist. 
Hielr wird die frühere UngiUig]^eit der Yerpftndung dadurch g^ 
lieilt, da^ der Verpfänder Eigentbümer wurde. 1, 22 D. 20, 1 
und I. 41 D. 13, 7. Ueber den Widerspruch beider Stellen sidbe 
die Literatur bei Arndts § 371 N. 16. Vgl auch Puohta, Vortr. 
§ 197. Es wird also dem Gläubiger die Einklagung des Pfands 
in allen Fällen frei stehn, wo, wie bei 1. 7 § 2 der Sohn die Sache 
des Vaters nicht für ein verbotenes Darlehn verpfändet hat; wollte 
der Sohn hier dem Gläubiger entgegen treten, so hat letztrer die 
Einrede der Arglist. (Schwanert S, 354 N. 44. Dagegen Büchel 
S. 141—148.) 

3) Ist endlich das Pfand durch einen Dritten bestellt ^ so steht 
natürlich der P&ndklage die Einrede aus dem Senatsbeschlusse jedes-* 
mal dann entgegen, wenn der Pfandsteller den Rückgriff auf den 
Haussohn haben würde; ganz analog wie bei der Bürgschaft. 

I. 2 D. 30, 3. Sed in eo, qui pro filiofamilias rem suam ob- 

ligavit, eadem dicenda sunt, quae tractantur et de fidejussore 

ejus. 

IV. Novation« 

(Sdhwanert S. 855-359. Dietzel S. 90. 92. 125. 135. Dückers § 14.) 

Die natürliche Verbindlichkeit aus ^em Darlehn gegen den Senats- 
beschluss bildet auch eine genügende Grundlage der Novation L 1 
§ J D. 46, 2. 1. 2. C. h. t. Vom Vater ausgehend wirkt dieselbe 
gleich vollständiger Zahlung. Vollkommen gleich steht dieser die vom 
selbständig gewordenen Schuldner vorgenommene. Eine Ausnahme 
hieven findet nur dann statt, wenn der Haussohn seine Schuld in der 
irrigen Meinung novirte, dass sie aus einem ganz andern Reehtsr 
geschäfte, nicht aus einem Darlehn herrühre. Es ist hier — und analog 
wird zu entscheiden sein, wenn der Vater in Folge dea gleichen Irr- 
thums eine solche Novation vorgenommen, — nach 1. 20 D. h. t. ex- 
ceptio in £actum zu geben. , ] 

j^Si is, cui dum in potestate patris esset, mutua pecunia data füe- 
rat, pater familias factus, per ignorantiam facti novätione facta, eam 
pecunianl expromisit, si petatur ex ea stipulatione, in &ctum excipien- 
dum erit,* 
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Indern "Wir dieser Stelle, ttberemstiminend mit Mühlenbnicli (Ärch. 
f. eit. Pr.U. 8. 429) und Windscheid (§ 288 KU, Tgl. §855 N.5} 
die obige Auslegang geben^ vermeiden wir die Schwierigkeit, welche 
Bon^t in dem Widersprach ihres Inhalts mit der natürlichen Yerbind- 
lichkeit des Hanssohns liegen würde. Ich glaabe nicht, dass die Worte 
^per ignorantiam fadd^ eine andere Dentong snlassen, und besonders 
werden sie kanm, wie man von andrer Seite behauptet hat, einen 
Rechtsirrthmn über die Natur des Senatsbeschlusses beaeiehnen 
können t 

Was die Vertreter abweichender Ansichten betriiß, so hat Dietzel 
(8. 135) bei dieser Gelegenheit seine unglücklichsten Ideen; Dückers 
(S. 84) ist über seine eigne Meinung aiemlich undeutlich, er scheint 
aber an einen Rechtsirrthum au denken. Salpius (Novation u. Dele- 
gation 8. 303) beschäftigt sich mehr mit dem nnsre Sache wenig be- 
rührenden Beweise, dass die Worte „per ignorantiam factü'^ nicht von 
Pomponius, sondern von den Compilatoren herrühren. A. M. ist auch 
Renaud (Arch. f. civ. Pr. XXTX S- 437). 

Der Haussohn kann seine Schuld auch wfthrend des Bestands der 
väterlichen Gewalt noviren. Die Entscheidui^ ist hier schwierig. 
Die au beantwortende Frage ist nicht die, ob der Haussohn überhaupt 
mit rechtlicher Wirksamkeit noviren könne; denn dass er eine Nova- 
tion seiner eignen Schuld vornehmen kann, steht fest (1. 23 D.46, 2. 
Filius fairi» actionem novare ignorante eo non potest): um was es 
sich hier handelt ist vielmehr, ob die neue durch die Novation ge- 
schaffne Verbindlichkeit mit der Einrede behaftet geboren werde 
oder nicht 

Die Entscheidung ruht auf den beiden Stellen I. 19 D. 46, 2 u. 
I. 7 § 7 D. h. t., welche, scheinbar mindestens, in bedeutendem Wi- 
derspruch stehen. Wollten wir das natürliche Rechtsgef&hl zu Rathe 
ziehen, so wäre die Frage unschwer beantwortet. Es erscheint unbil- 
lig, dass der Sohn durch Novation den Vater seiner Einrede soDe be- 
rauben können; es ist andrerseits kein Grund vorhanden, den Sohn 
hier besonders zu bevorzugen. Schutz des Vaters und Strafe des 
Gläubigers sind Zweck der Senats Verordnung; beim Vellejanum dage- 
gen ist lediglich Schutz der Frau beabsichtigt und desshalb bleibt ftlr 
sie die Einrede auch bei vorgenommener Novation in Kraft. (1. 19. 
D. 46, 2.) 

Die beiden kritischen Stellen nun lauten wie folgt: 
1) Paullus: Doli exceptio, quao poterat deleganti opponi, cessat in 
persona creditoris, cui quis delegatus est. Idem est in caeteris 
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siipilibiiA exceptiombuBy imo et in e«, qiiae SC^ fiUoftmiliius datur. 
Nam adversufl ereditorem , cui delegatus est ab eo, qui matuam 
pecvoiam contra SC. dederat, non utetur exceptione, quia nihil in 
^a promisaione contra SC. sity tanto magis qapd hie nee solutam 
repetere potest. 
2) Ulpian: Proinde et si alius matoum dedit, alfaif stipulatoa est, 
dabitor adyersns eum exceptio ^ L'oet hie non dederit Sed et ai 
alter nter eomm ignoravit, in patris poteatate ease, severius di-' 
eendnm est, utrique nocere. 

Beide Stellen haben schon mancherlei Erklärungsversuche erfah- 
ren, so bei Dietzel (S. 356—359) u. Schwanert (S. 858), an welchen 
Dückers sich angeschlossen hat. 

Untersuchen wir unsrerseits deren Inhalt Paullus sagt: Die Ein- 
rede der Arglist, welche dem Ueberweisenden entgegen gestellt wer- 
den kann, steht dem Schuldner nicht gegen den neuen Gläubiger, 
an den er überwiesen wurde, zu. Eben so ist es mit ähnlichen Ein- 
reden des Schuldners z. B. der Maoedonianischen für den Haus- 
sohn. Denn, sagt der Jurist, er kann ja auch das Gezahlte nicht 
wieder fordern (und die Novation wirkt gegen den ersten Gläubiger 
gleich Zahlung). Andrerseits aber trifft den neuen Gläubiger der 
Seoatsbeaehluss dess wegen nicht, weil er ja dem Haussohne kein Geld 
gegeben hat. In weiterer Ausführung erläutert er dann den Grund 
dieser Entscheidung mit den Worten: 
Ideo autem denegantur exceptiones adversua secundom oreditorem, 
quia in privatis contractibus et pactionibus non &eile scire peti- 
tor potest, quid inter eum qui delegatus est et debitorem actum 
est, ant etiam si sciat dissimulare debet, ne curiosus videatur, 

Abo weil der Delegatar nicht leicht wissen kann, ob es sich um 
ein Darlehn gegen den Senatsbeschluss handle, ihn also auch nicht 
der Vorwurf einer Beihilfe zur Gesetzesumgehung trifft, greift gegen 
ihn die Einrede nicht Platz. 

Es ist augenscheinlich, dass die hier besprochene Stelle in ihrer 
präcisen und klaren Fassung keine Wendung oder Umdeutung erträgt 
Sie enthält ausserdem, da sie, wie auch Schwanert betont, blos von 
der Einrede des Haussohns spricht (exe. • quae -filiofam. competit), 
nichts dem natürlichen Kechtssinnc Widersprechendes, stimmt vielmehr 
mit dem oben Gefolgerten zusammen. 

Gehen wir nun an die Stelle unseres Titels* Hier sagt Ulpian: 
Die Klage ist nicht blos dem Darleiher, sondern auch 
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dessen Rechtsnachfolger zu verweigern. Wenn also der 
efne das Darlebn gab, der andre sich versprechen Hess, so wird gegen 
diesen letztem die. Einrede gegeben, obschon er nicht darge- 
liehen hat. Und. wenn auch einer der beiden nicht wnsite, dass 
der Schuldner in der Gewalt des Vaters stehe, so ist doch strenger 
dahin m entBcbeiAen^ dass beide der Nachtheil trifii 

WiU man diese Stelle so hsaea^ dass Vater and Sohn dk Ein- 
rede ' bdialten sollen , so wird man .entschieden eine geaetaliche Sank- 
tion des Unrechts annehmen. Dass. der Delegatar,. wenn er wusste, 
C3 handle sich um ein Darlehn gegen den Senatsbescbluss , Schaden 
trag&Dk solle, liesse mati sich am Ende noch gefallen, obschon auch 
diese Entscheidung aus den oben von Paullus angeführten Gründen 
quia nihil — repetere potest nicht gerechtfertigt wäre. Dass er da- 
gegen auch dann, wenn er von diesem VerhSitniss gar nichts wusste, 
ohne alle Ursache Strafe und Verlust leiden solle, wäre eine Unge- 
rechtigkeit, die man nicht leicht annehmen kann. Will man aber das 
wirklich, so verdiente immer noch Paullus den Vorzug. 

Doch kommen wir vielleicht zu einem erspriesslicheren Resultate, 
wenn wir die Stelle von Paullus als nähere Erklärung oder Ein- 
schränkung zu der Ulpians fassen. Es ist sicher, dass dem Haussohn 
gegenüber eine Benachtheiligung des Delegatars nicht gerechtfertigt 
erscheint, dies sagt bestimmt 1. 19 D. 46, 2. Wenn dagegen der De- 
legatar seine Forderung vom Vater einklagen wollte, kOmmt Recht 
mit Recht in ColUsion und das bessere des Vaters behält die Ober- 
hand. Der 'Vater wird sagen, dass eine vom Sohn okne sein Wissen 
vorgenommtoe Novation ihn stiner Einrede nicht beraubet! könne, 
dass er, solange er nicht darauf Verzieht leiste, von Niemand könne 
belangt werden. Er kann auch zum Delegatar weiter sagen: Dass du 
nicht wusstest, es handle sidi um ein Darlehn an einen Baussohn^ geht 
miah nichtß an, 4as ist deine Sache. Mache das mit denen aus, mit 
walchen dn dein Grescbäft abschlössest. 

Auch Paullus gibt dies als richtig zu, indem er seine Aufteilun- 
gen blos für den Haussohn macht; und insofern stimmen also beide 
Rechtsgelehrten zusammen. Andrerseits legt der Satz: sed et si — 
in pairi$ pptestate, wo blos der Beziehung zum Vater' Erwähnung 
gethan wird, die Vermuthung nahe , dass hier nur an diesen gedacht 
sei, was noch- wahrscheinficher wird, wenn man bedenkt, dass ja vor- 
züglich um des Vaters willen all diese Bestimmungen getroffen sind. 

Es wäre dann so, dass Ulpian sagt: Auch dem Delegatar steht 
die Einrede en^gen, nnd Paullus hiezu erklärt: Allerdings, nur 
nicht von Seite des Sohns und zh^ar aus den und den Granden. 



Wena ifir buIi finden, dau 1. nur so Tentanden dio Sntidieid« 
mg der 1. 7 § 7 b. t. geiecht zu nennen ist und daas 2L nur 80 Ter<^ 
•landen, die M^eführte Stelle mit der nieht aftiMäUTent^endMii 1. 19 
de noT» in Einklang kttmmt, so vird, da vir einen Widecsproch wiv 
irgend mSgUeli nickt annohmon dürfen, dio obige ErkUürong feetau- 
hallen sem. 

Es soll nicjht im Entfinnlestett gelftagnet werden, dass durch die 
^entwickelte Auslegung den Sletlen einige Gewalt angethati werden 
muss; allein dies ist nicht au vermeiden und bei den andern fidrlür* 
ungSTOSuehen in iid sürkerem Mmac iet FalL Wollen wir diese 
letnfaen ebcr kinnen Kiitik unteirwerfen. 

Seb'#anert hat gdäugnet, was Dietaei entschieden aufrecht erhält, 
daas neriilieh im yoi^egendta Fall an ^nen Widerspruch gedadit 
werden könne. Er dagt, 1. 7 § 7 spreche gar nidit von einer Dete*- 
gatien (Notation); es sei hier ein Geschäft gemeint, welches von meh* 
reren in der Art: abgeschlossen wird , dass nicht der Geber des Dar*- 
lehns, sondern ein Dritter Gläubiger werden solle. Letstres sei be^ 
wirkt durch ein auf den Empfang hin vom Empfänger dem Dritten 
gemachtes ZahlungBversprechen. Es sei das mir Ein Contract, nidkt 
die zwei Rechtsgeschäfte des Darlebns und der Stipulation. 

Ich kann dieser. Ansicht nicht bmstimnien, so sehr me uns hier 
die Sache erleichtern würde, und awar aus feigenden Grttnden. 

li. 7 4 3 sagt": Nott soluni ei, qui mutnam dodisset, sed tt mcces- 
mrAm'cjm deneganda est actio. Daran knüpft nun 1. 7 § 7 an mit 
proinde, |,daher^. Aus dem allgemeinen Satze, dass die Einredeaueh gegen 
die Seohtanacbfo%er des Giläubigevs atfstnhe, wird gefolgert: si 
alius mut. dedit, alius stip. est etc. Bi^aahtet man nim. dias letstre 
mit Schwanert als una verborum obligatio, so passt offenbar für den 
Dritten, der sich versprechen lässt, die Bezeicbnunjg j,successor^ nicht; 
denn er folgt ja dem ^^qui Inutuam dedif^ nicht in sein Recht nach, 
da dieser vielmehr dem HauMöfati das G^ld in der Art gibt, dass er 
gai! ni^t Gläubiger wird , «endet n sofort der Drki^. Una verhorum 
obUgalia kann also nicht i^orliegw, was .aber dann? 

I>onellus (XII c 26 § S) glaubt, dass hier von Correalobltgado^ 
nen •gehandelt werde; eboMio unrichtig dieits s<dion aus den angeführt 
<en GiUarden, theils auch weil nieht einausehen wäre, was- dann der 
Zisate: Idem est in dubbus reis stipulandi hier <noch thun sollte. 

Die Glosse sagt zu dem citirtcn Satze : ^Hoc quando ille qüi fuit 
at^uhtuft tit procuralor iGMit, seeus «i jure delegationis»<^ Erstres ist 
desshalb nicht anzunehmen, w^l, wie Dietad richtig bemerkt, beim 
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ProeucAtot die KenntBiM' oder Unkeimtnus Ton der Sq^easdiAft des 
ScfaiiMDen ab Hanssohns gar nkiii in Anacfalag k&mei aonderD hloB 
die JCen&tniaB dea og^itliehen Giäabigenu Letatres dagegoi iat aU«r« 
diaga daa «Ueiii Zutreffende. Darob eine in der Absieht an noTirMi 
gemaohte Stipnlation bekSmmt der Stipnlator als Delegatar die ocm-* 
dictio certi ex stipulatione, wälirend der frühere Gl&ubiger aeino eon-» 
dictio matai aufgibt Dann kann allerdings von einor Naohfblge des 
Dritten in die Sehiild gesprochen werden und der Aiadrock aooeeiaor 
iat erklllrt, 

Dietzel hat die Erörtemag dea Widerspruchs der beiden Stel-^ 
len in befriedigender Weise gegeben, gegen welche Schwanert 
(S. 359) polemisirt. Dagegen ist seine Art der VereinigQng nicht. 
an bilÜgep. Si^ gipfelt in dem Satze: j,Panllaa fragt nnr> ob depr 
^Haissohn. gegen den Delegatar die exceptio habe, Ulpian beantwor- 
«tet.dies^ Frage nicht blos rUcksichtUch des Hauskinds, sondern aneh 
j^rücksichtlich des Hausvaters: hier ist kein Zweifel, dass die noyatio 
jydie exceptio nicht besitzt (I) und wenn der Sohn aus dem Peculiom 
^etwa zahlt, der Vater die Condictio hat. Für den Sohn selbst aber 
jygilt die Delegation; nur das sagt PauUus und hießir spricht, dass 
i,auch Zahlung gilt, nur nicht mit väterlichen Mitteln^, 

Was. mit diesen entsetzlich s^isirten Auisprüchen gemeint sei, 
kann man htfcfastens ahnen. 

ThSl in aeinem Haadebrechto (I S. 484 N. 3 d. 3« Au^> eitirt 
beide Stellen, ftr die Delega^n, d^n Widerspruch scheint er nicht 
au beachten. — 

Die Anwendung der au Anfang entwickelten Regeln aof OcHnreal* 
gläabiger ergibt aioh ganz von selbst 

Y. Zahlungsversprechen. 
(Dftokers g 15.) 

Zahlungsverspredien (Constitutum) ist ein dem Oläubiger sei es 
durch den Schuldner selbst, sei es durch eben Dritten gemachtes 
foimloses Versprechen, die frühere VerbindUcbkeit entweder in ihrer 
ursprünglichen Form oder durch ein Aequivalent zu erfüllen. Nach 
11 § 7 D. 1^,,5. genügt zur Grundlage für ein Zahlungsversprechen 
eine natürliche Vtobindlichkeit; es ist folglich auch für dAs Darlehn 
gegen den Senatsbeschluss. zuzulassen. 

Du das ZahluQgsversprechen durchgängig den Grundslttzea «tor 
Novation folgt} so bleibt hi^ wonig beizufügen« 
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Jedes Zablnngsversprechen des Vaters ist natürlich wirksam. 

Nach 1. 1 § 3 D. 13, 5 werden durch das Zahlungsversprechen des 
Hanssohns dieser selbst und der Vater nur bis zum Belang des Son- 
dergnts haftbar; selbstverständlich in solchen Fällen, in welchen die 
Einrede des Senatsbeschlusses nicht Platz greift, wie schon in den 
Worten ^^teneri de pecuHo^ angedeutet ist. Das vom selbständig gewor- 
denen Schuldner gemachte Zahlungsversprechen enthält einen Verzicht 
auf die Einrede, auf welchen offenbar 1. 2 C. h. t.*) mit den Wor- 
ten jyvel alias agnovit debitum^ hindeutet. 

Dietzel polemisirt (8. 126) mit Berufung auf 1. 3 § 1 D. 13, 5**) 
gegen die Zulässigkeit des Zahlungsversprechens bei Schulden gegen 
den Senatsbeschluss. Er übersieht jedoch den Umstand, dass in frag- 
licher Stelle von der Schuld nach Civilrechte im Gegensatz zur Schuld 
nach prätorischem Rechte die Rede ist. Unter letztre Kategorie wird 
aber eine natürliche Verbindlichkeit aus einem Darlehn gegen den 
Senatsbeschluss doch kaum zu rechnen sein. (Schwanert S. 360 if«) 



VI, Compensation? 

Zulässigkeit oder Nichtzulässigkeit der Compensation bei der 
Schuld gegen das Macedonianum ist eine noch nicht definitiv erledigte 
Frage, Wollte man sich für die Antwort entscheiden, welche die 
Mehrheit der Stimmen fUr sich hat, so müsste man sagen, Compen- 
sation sei zulässig. Allein grösseres Gewicht der Gründe scheint mir 
jener Minderzahl zur Seite zu stehen, welche sich dagegen erklärt hat. 
Es sind dies Scheurl (Jahrb. f. Dogm. VII. S.341; krit. V. J. S.VI 
S. 529), Windscheid (§ 289 N. 21; § 350, 2.); dann Unterholzner 
(v, d. Schuldverhältn. I S. 149) und Sintenis (II. S.511). Sehr eifrig 
spricht sich dagegen Schwanert (S. 216 — 220. 361) für die herrsch- 
ende Meinung aus. 

Als Ausgangspunkt wird allgemein 1. 6 D. 16^ 2 genommen. 
Etiam quod natura debetur, venit in compensationem. 

Man hat bei Herbeiziehung dieses Satzes'^vor Allem die Bedenk- 
lichkeit verkannt, welche in Anwendung einer so allgemeinen Regel 



*) ZenodoroB si . • . . suae potestaÜB consiitutus novatione facta fidem suam 
obligaTit. .Tel alias agnovit debitom, non esse loomn deoreto amplissimi ordmis, ra- 
tionis est 

**) Si qtiis atttem constituerii;, quod jure oiyili debebat, jnre prabtorio non de- 
bebat, id est per excepüonem, an constituendo teneatur, quaeritur. Et est venim, 
ut et Pomponiufl scribit, eum non teneri, quia debita j^ribus non est pecunia, quae 
oonsiitnta est 

Seydel, Leliro t* maced. SenfttsbMcliliMse« 4 
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auf ein Anflnahmsrecht liegt Gewiss nicht absiohtsloB erwäfanen die 
Quellen, welche sonst aller Wirkungen der natürlichen Verbindlichkeit 
bei Darlehn gegen den Senatsbeschluss gedenken, die Compensation 
mit keiner Silbe. Sehen wir genauer zu, so werden wir finden, dass 
gerade die Compensation dem Gläubiger ein möglicher Weise sehr 
bedenkliches Mittel in die Hand gäbe, Zahlung vom Schuldner 
zu erzwingen, was sicher nicht der Absicht des Gesetzes entspricht 
Es ist nicht einzusehn, wie Schwanert all dies in Abrede stellen kann. 
Wenn er sagt, die Compensation gegenüber dem unter väterlicher 
Gewalt stehenden Schuldner helfe ja nicht, da die Gegenforderung 
dem Vater, nicht dem Sohne zustehe, so trifft dieser, in dieser Allge- 
meinheit nicht einmal ganz genaue Einwurf für den Fall der Compen- 
sation nach aufgelöster väterlicher Gewalt gar nicht zu. 

Was übrigens den oben citirten Satz I. 6 D. 16, 2, den man 
fälschlich angewandt hat, betriffifc, so erleidet dieser schon in 1. 14 des- 
selben Titels eine bedeutende Einschränkung durch die Worte: j,Quae- 
cunque per exceptionem perimi possunt, in compensationem non 
veniunt^ Was wollen wir mehr? Trifft dies nicht genau auf 
unsem Fall zu? Jene einzige Stelle also, welche eine zwangslose 
Anwendung auf den Macedonianischen Senatsbeschluss ertiügt, 
spricht — gegen die Zulässigkeit der Compensation. Man hat das 
wegdisputiren wollen. jj)ie Stelle kann auch, sagt Schwanert, von 
den Fällen verstanden werden, wo, wie die Kegel ist, die Einrede mit 
dem Elagrecht auch die ganze Verbindlichkeit, die Schuld in jedem 
Sinne, aufhebt, so dass diese wegen der besondem prozessualen Form 
der Einrede nur eine Scheinexistenz behält^ 

Eine wirklich bedenkliche Erklärung! Die Stelle kann so ver- 
standen werden! Schlimm genug für einen Beweis, wenn sie nur 
kann! Aber sie kann nicht so verstanden werden; denn dann hätte 
der Jurist wahrlich etwas sehr überflüssiges gesagt Dass man mit 
einer Forderung, die mit der Einrede des mcht gezahlten Geldes be- 
haftet ist, nicht compensiren kann, darüber braucht man kein Wort 
zu verlieren« 

Auch Dückers hat sich der herrschenden Meinung angeschlossen^ 
ohne jedoch neue oder überzeugende Gründe beizubringen. 
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3. Abschnitt. 

Wegfall der Einrede durch Verzicht des selbständig gewordenen 

Haussohnes. 

Glück XIV § 900. Thibaut, Fand. I § 376. 

Die Einrede, welche der Fordeming aus einem Darlehn gegen 
den Senatsbescbluss entgegensteht, wird durch Verzicht des selbstän- 
dig gewordenen Hauskinds verloren. Der Verzicht des noch unter 
väterh'cher Gewalt Stehenden ist durchaus ungenügend, (Donell. Xu 
c. 25 § 12. At non puniretur creditor, si liceret filio&milias omissa 
per dissimulationem exceptione sese necessitati solvendi ex sententia 
subjicere.) selbst wenn derselbe eidlich bestärkt wurde. Es wird dies 
zwar von Mehrern behauptet auf Grund des kanonischen Rechtes • 
allein die Meisten erklären sich mit Entschiedenheit dagegen. Denn 
einmal liege hier eine turpis causa vor; ferner werde auch der Zweck 
des Gesetzes durch dieses Zugeständniss vereitelt, und endlich, was 
mir das hauptsächlich bestimmende ist, eine positive Vorschrift in die- 
sem Sinne ist nirgends zu finden'*'). In dem andern Falle des nicht 
eidlichen Verzichts könnte noch, mit Windscheid, unterschieden wer- 
den, ob der Verzicht gleich bei der Darlehnsaüfnahme oder später 
ausgesprochen wurde. Doch wird diese Unterscheidung praktisch 
gleichgiltig bleiben. Wenn man fragen kann, warum eine Schenkung 
von 100 Seitens des Haussohns an den Gläubiger gelten soUo; die An- 
erkennung einer Schuld von 100 nicht? so kann man eben so wohl 
sagen: Was für ein Unterschied ist, ob ich gleich heute auf die Ein- 
rede verzichte oder erst in 8 Tagen? Ich glaube also, dass es selbst 
dann unzulässig wäre, für beide Fälle verschiedene Grundsätze wal- 
ten zu lassen, wenn auch nicht schon 1. 2 C. h. t massgebend sein 
würde, wo nach Windscheid's (§ 373 N. 18) zutreffender Bemerkung 
das argumentum e contrario aus den Worten ;,suae potestatis faetus^ 
kaum abzulehnen ist. 



*) Vgl. Cod. Max. Bav. Cüy. Tbl IV. Cap. 2 § 4. 7mo. Setzen zwar viele 
Bechtsgelehrte den Casum hieker, wenn mutaatarius eidlich dieser exception rennn- 
cirt Nachdem aber dergleichen Benunciationes simplices ohne Eid nicht giltig 
sind, 80 können sie auch als eine gegen Gesetz und Ordnung laufende Sache mit 
dem Eide nicht bestehn. 

4* 
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Festgestellt wäre mithin, dass blos beim selbständig gewordenen 
Hauskind von wirksamem Verzichte die Rede sein kann. Es ist aber 
auch nur ein vertragsmässiger Verzicht von Bedeutung. 

I. 2 C. h. t. sagt: Zenodoras si . « . suae potestatis constitutus 
novatione facta fidem suam obligavit vel alias agnovit debitum, non 
esse locum decreto amplissimi ordinis rationis est. 

Was hier unter anderweitiger Anerkennung gemeint ist, kann 
nur eine analoge d. h. vertragsmässige sein. Denn die Anerkennbar- 
keit der Schuld beruht ja lediglich auf ihrer Eigenschaft als natür- 
liche Verbindlichkeit; diese Anerkennbarkeit aber gewinnt eine juri- 
stische Bedeutung erst dann, wenn die anerkennbaro natürliche Ver- 
bindlichkeit Grundlage eines Kechtsgeschäfts zwischen Gläubiger 
und Schuldner wirkh'ch geworden ist. 

Wir erhalten also für die gegenwärtige Frage das Resultat, 
dass die vertragsmässige Anerkennung der Schuld, oder was gleich- 
bedeutend, der Verzicht auf die Einrede durch alle jene Rechtsge- 
schäfte geschehen kann, welche in der natürlichen Verbindlichkeit ihre 
genügende Grundlage finden: durch Zahlung nemlich, durch Pfand- 
Stellung, Bürgschaft, Novation und Erfüllungsversprechen. 

Gründe, welche sofort einleuchten werden, machen es wünschens- 
werth, die beiden erstgenannten Arten der Anerkennung, Zahlung und 
Pfandbestellung, mit einander zu behandeb. 

Die hierüber massgebenden Quellenstellen sind: 
1. 7 § 16, 1. 8. 9. D. h. t Si paterfamilias factus solvent partem 

debiti, cessabit SC. nee solutum repetere potcst; (ülp.) 
quum tarnen a curatore per ignorantiam solutum sit, repeti debet. 
Sed si paterfamilias factus rem pignori dederit, dicendum erit, SC^ 
exceptionem ei denegandam usque ad pignoris quantitatem. (Ulp.) *) 
Ueber diese Stellen hat sich mannigfacher Streit erhoben. Als 
feststehende Sätze werden sich jedoch in vorneherein daraus ableiten 
lassen: 

13 Vollständige Zahlung enthält vollen Verzicht auf die Einrede. 
2) Pfandbcstellung enthält Verzicht bis zum Werthbetrag des Pfand- 
objekts, also vollständige Anerkennung, wenn der Werth den 
vollen Betrag der Schuld erreicht. 



•) Doneil. XII. c. 28. Glück XTV § 901. Demburg, Pfandrecht I, S. 548. 
Franke, civilist. Abh. S. 125 ff. Dietzel 8. 132. — Puohta § 306 N. cc. Wind- 
ßchoid § 373 N. 17. Yangerow I S. 455. Schömann Handb. d. Civ. R. H, 
S. 210 hat unstreitig die kühnste Auslegung der Stellen. 
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Bestritten ist nur der in 1. 7 § 16 gegebene Fall der theilweisen 
Abzahlung der Schuld (Madai b. Mühlenbruch III S. 140). Indem 
man den Nachdruck darauf legte, dass diese Stelle mit 1. 9 in engem 
Zusammenhange stehe und zugleich auf den in ;,Sed^ ausgedrückten 
Gegensatz hinwies, dabei die I. 8 als durchaus nicht in Betracht kom- 
mendes Einschiebsel erklärte, glaubte man sagen zu müssen, dass 
theilwoise Zahlung vollständigen Verzicht begründe. Zu den hervor- 
ragenden Verfechtern dieser Ansicht gehört Vangerow. 

Man wird jedoch nicht umhin können, dieselbe als eine irrige 
zu bezeichnen. Gehen wir zuvörderst von allgemeinen juristischen 
Grundsätzen aus, so wird von diesem Standpunkte schon gar nicht 
einzusehen sein, warum die beiden Fälle der Zahlung und Pfandbe-' 
Stellung verschiedene Behandlung erfahren sollen. Das Massgebende 
ist doch vor Allem der Wille des Zahlers (resp. Pfandbestellers) ; dass 
aber dieser bei theilweiser Zahlung auf volle Anerkennung gerichtet 
sei, wird nur der behaupten können, welcher es für gleichbedeutend 
erklärt, „mit Zahlung einer Schuld den Anfang zu machen^ und 
^ einen Theil einer Schuld zu zahlen.* 

Abgesehen hiervon sind auch die auf dem Texte der drei Frag- 
mente beruhenden Gründe der Gegner nicht unwiderleglich. Vor 
Allem wird das „Sed*' in 1. 9 sehr wenig bedenklich erscheinen, wenn 
man es ganz einfach, wie der Zusammenhalt der drei Stellen ergibt, 
als Gegensatz zu 1. 8 fasst^ die man sonst gar nicht zu beachten 
pflegt. Der Umstand, dass 1. 7 § 16 und 1. 9 aus Einem Abschnitte 
Ulpians, 1. 8 aber aus Paullus eingeschoben ist, beweist nicht, dass 
der Text ganz wörtlich aufgenommen wurde und dass nicht etwa der 
Anfang von 1. 9 durch die Compilatoren dem neu entstandenen Satze 
zu Liebe abgeändert worden sei. Und so möchte ich sogar die von 
den Anhängern unserer Ansicht vorgeschlagene Lesart ;,Sed et si^ für 
überflüssig halten. Sollte man aber selbst die eben gegebene Aus- 
legung für zu gewagt erachten, so liesse sich das ^Sed** noch durch einen 
gewissen Gegensatz zwischen beiden 1. 1. motiviren: bei 1. 7 § 16 ist 
vollständige Anerkennung gar nie denkbar; dagegen bei 1. 9 (usquo 
ad pignoris quant.) ist solche sehr wohl möglich, wenn das Pfand 
entsprechenden Wcrth hat. 

Von alledem abgesehen, wäre bei Annahme der gegnerischen 
Ansicht schwer zu sageii, was in 1. 7 § 16 das „nee solutum repetere 
potest'^ meinen soll ; denn dieser Zusatz wäre neben „cessabit SC.^ gänz- 
lich überflüssig, ja unpassend, da man ja eine viel weiter gehende 
Wirkung vor sich hätte. Fasst man dagegen die Stelle in unserm 
Sinn, so ist dieser Zusatz sehr gut erklärbar. 
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Wir bekommen also als 8. Ergebniss: Tbeilweise Zahlung ent- 
hält nur Yendcbt auf die Einrede für den gezahlten TheU der Schuld« 

Hinsichtlich der übrigen Arten vertragsmässiger Anerkennung: 
Bürgschaft, Zahlungsversprechen und Novation, insbesondere der wich- 
tigen L 20 h. t, verweise ich auf das «chon oben Gesagte. 

Von Bedeutung und nicht ohne Schwierigkeit ist. die Frage, in 
wie ferne der Bürge eines Haussohns von der Anerkennung der 
Schuld durch den letztem nach seiner Selbständigwerdung betroffen 
wird? Dass der Bürge im Allgemeinen jedenfalls auf die Macedoni- 
anische Einrede sich berufen könne, ist oben erörtert worden. Es ist 
aber die Berufung auf besagte Einrede nicht blos ein Recht des Bür- 
gen gegenüber dem Gläubiger, sondern auch eine Pflicht gegenüber 
dem Haussohn. Der letztre hat ein Interesse daran, dass der Bürge 
kein Bückgrifisrecht gegen ihn bekomme. Nun darf aber daraus, dass 
der Haussohn ein Interesse an der Geltendmachung der Einrede hat, 
nicht der Schluss gezogen werden, dass dies Interesse das allein maiss- 
gebende sei. Auch dem Bürgen seinerseits liegt daran, durch diesen 
Einwand von der Zahlungspflicht befreit zu werden. Und so wenig 
nun er durch Aufgeben seiner Einrede den Haussohn darf benach- 
iheiligen können, so wenig darf der Haussohn durch seinen Verzicht 
den Bürgen schlechter stellen. Der Bürge braucht sich nicht nöthi- 
gen zu lassen, seine Schadloshaltung erst auf dem, vielleicht sehr 
problematischen Umwege eines Bückgriffs gegen den Haussohn zu 
suchen. 

Wir kommen also zu folgender Antwort auf obige Frage : Durch 
Verzicht des selbständig gewordenen Haussohns auf seine Einrede 
wird die Einrede des Bürgen nicht entkräftet. 

In diesem Sinne hat auch ein Erkenntniss des O.-A.-G. Kassel 
(Seuff. Arch. IX, 290, a. d. Archiv für prakt. Bechtswissensch.) ent« 
schieden. 
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Geltung des Senatsbeschlusses im gemeinen Rechte. 

Die Frage der Geltung des Senatsbesehlosses im gemeincD Rechte 
war in früherer Zeit Gegenstand grosser Polemik; daher die bedeu« 
tende Zahl von Dissertationen etc. über diesen Punkt Einig« der« 
selben seien hier erwähnt. 

Gegen die Anwendung sind: 
Marckart, £xercit. acad. Harderovioi 1781. Exercit. VII de usu 

SC. Mac. hodierno p. 285 ff. 
TuldenuSy Comment. ad tit. Pand. et Cod. de SC. Mac. 
Beyer, delineationes juris civ. ad Pand. (tit, de SC. Mac.) 

Für dieselbe sind: 
Wernher, selectae observat, forenses tom. II. pars VI. obs. 334 

und 355. 
God. LudoT. Mencken^ Diss. de usu forensi SC. Mac. in Germania, 

Vitembergae. 
Strube, rechtl. Bedenken I. Bed. 156. 
Glück XIV S. 354. 

Das bei Glück citirte Opus: ;,Meinungen einiger Bechtsgelehrten 
über die heutige Anwendbarkeit des Mac Senatsbeschlusses. Deutsch*» 
land 1806^ von Buchhändler Schreiner in Düsseldorf, wozu noch eine 
Schrift : „Ueber das überhandnehmende Schuldenmachen der jungen 
Leute ^ kömmt^ ist eine werthlose Flugschrift, die ganz andere Dinge 
enthält als der Titel vermuthen lässt. Glück kann sie unmöglich ge* 
lesen haben, sonjst hätte er sie nicht citirt. 

Die Ansicht -der Neuem spricht durchgängig bejahend ftir die 
Geltung des Senatsbeschlusses. Dietzel allein steht mit derselben im 
prinzipiellen Gegensatze. Er sagt: Die Gründe des Senatsbeschiusses 
seien drei: die Vermögenslosigkeit des Darlehnsempfängers, der Schutz 
des Vaters gegen die Peculiarklage und die gefährliche Natur des 
Darlehnsempfangs. Den Grund, dass der Senatsbeschluss auch zur 
Strafe des Gläubigers eingeführt sei, ignorirt er natürlich von seinem 
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Standpunkte aus gänslich. In Ansehung seines dritten Grundes 
nun bemerkt er weiter, dass die gefährliche Natur des Gelddarlehns 
für Hausväter und -Kinder die gleiche sei, mithin dieser dritte Grund 
den ersten zur noth wendigen Voraussetzung habe. Es könne also die 
gemeinrechtliche Geltung des Senatsbeschlusses nicht mit Rücksicht 
auf den dritten Grund entschieden werden. Die gefährliche Natur 
des Darlehns bedinge die gemeinrechtliche Geltung nicht. Wer das 
meine f gebe dem Senatsbeschlusse die Bedeutung eines Polizeistraf- 
gosetaeS) einen criminalpolitischen Gesichtspunkt. Es bleibe also nur 
der erste und aweite Grund. Den ersten anlangend, so kenne das 
heutige gemeine Recht die Vermögensunfähigkeit der Hacskinder 
nicht; es komme also Alles auf den zweiten Grund an. Auch dieser 
sei zu Terwerfen, Schutz der Väter gegen die Peculienklage sei un- 
nöthig, da die Haftung des Vaters aus dem Sondergut des Sohnes 
nicht mehr vorkomme. Zur Haftung des Vaters sei jetzt dessen Be- 
fehl oder eine Verwendung in seinem Interesse erforderlich. Somit 
erhält Dietzel das Ergebmss: der Macedonianische Senatsbeschluss ist 
für das heutige Recht unpraktisch und nicht mehr in Wirksamkeit. 

Man sieht leicht, wie sehr dieses Raisonnement von Dietzels 
eigenthümlichon Ansichten über den Zweck des Senatsbeschlusses be- 
einflusst ist. Bedenklich ist es auch, dass er die Resultate der altern 
und neueren Forschung wie auch der Gesetzgebung und Praxis gänz- 
lich dabei ausser Anschlag setzt, da doch beide bei einer das prak- 
tische Recht betrefiPenden Frage von entscheidender Bedeutung sind. 

Uns wird die Aufgabe erwachsen, in doppelter Hinsicht die^ Gel- 
tung des Macedonianum festzustellen: nemlich einmal aus innem, 
■ai^hliehen Gründen; dann aus der geschichllichen Entwicklung 
des deutschen Rechts in älterer Zeit und der Uebung unserer gegen- 
i^trtigen. 

Anlangend die innem Gründe, auf deren Mangel vorzugsweise 
Dietzel sich stützt, so glaube ich, dass sich dieser Schriftsteller hier 
in ganz entschiedenem Irrthume befindet. Dass die Vermögensunfähig- 
keit des Haussohns der leitende Grund der gesetzlichen Bestimmun- 
gen über das Darlehn nicht war, haben wir oben schon gezeigt Da- 
mit fällt auch die von Dietzel gezogene Folgerung zusammen, als ob, 
bei der nunmehr vorhandenen Vermögensfäbigkeit der Hauskinder, 
die ESnrede des Senatsbeschlusses nicht mehr zustehe. Zudem dürfte 
die Behauptung, als habe das römische „Dogma^ von der Vermögena* 
unfähigkeit der Hauskinder schon zu Justinians Zeit nicht mehr be- 
staaden, gerade in dieser Fassung eine Berichtigung erleidet». Man 
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wird, wenn man genau sprechen will, sagen müssen: es habe der ur- 
sprüngliche Grundsatz im neuen Rechte so viel Ausnahmen erlitten, dass 
in Folge dessen das Gebiet der Ausnahme grösser geworden ist als 
das der Regel, die Ausnahme also jetzt als Regel erscheint Das 
Dogma aber hat man gerade am allerwenigsten angegriffen. Dass 
das neueste Recht in diesem Punkte noch viel reformatorischer zu 
Werke gegangen ist, ist natürlich. Aber die Voraussetzungen für 
den Erwerb eines Sonderguts zu eigenem, d. h. der Haussöhne Rechte 
haben sich nicht geändert, — Der zweite Punkt, auf welchen Dietzel 
grosses Gewicht legt, ist, dass der Schutz des Vaters gegen die Pc- 
culienklago nicht mehr nöthig sei, da er aus den Verbindlichkeiten 
des Hauskinds nur mehr im Falle des Auftrags oder der Verwendung 
in seinem Interesse hafte. Hierüber, sowie über die Behauptung, dass 
es ein peculium profecticlum nicht mehr gebe, siehe die Angaben bei 
Windscheid § 484 N. 4. Ich halte die von letzterem Schriftsteller 
gegen jene Ansicht beigebrachten Gründe für überzeugend. Dietzel 
selbst lässt sich auf die Frage nicht genauer ein und auch uns würde 
eine nähere Untersuchung über das peculium profecticium zu weit 
führen. Zudem verliert Dietzels Argumeqt, der richtigen Auffassung 
vom Grundgedanken des Senatsbeschlusses zu Folge, von vorneherein 
seine Spitze. 

Was endlich die vom sittlichen Standpunkte zu machenden Er- 
wägungen betrifft, so sprechen für Anwendung des Senatsbeschlusses 
noch alle und jede Gründe, die unter Vcspasian ihn ins Leben riefen. 
Warum man Gefahren, die jetzt so gut wie damals vorhanden sind, 
niqht auch jetzt so gut wie damals zu verhüten suchen sollte, das 
vermag ich wirklich nicht einzusehen. 

Kommen wir zur geschichtlichen Entwicklung dieser gesetzlichen 
Bestimmungen im deutschen Rechte, so können wir in Theorie und 
Praxis, in Gesetzgebung und Literatur das Dasein und die Fortbild- 
ung des Senatsbeschlusses beobachten. 

Noch ehe das römische Recht in dem Gebiete des jetzigen 
Deutschlands sich Eingang verschafft hatte, finden wir schon, zuerst 
in den Capitularien Karls des Grossen, bezügliche Bestimmungen. 
1. 7 c. 304 heisst es da: Qui M. contra interdicta legum inscio patro 
peeuniam commodaret, eam nee vivente nee mortuo patre ab eodem 
poterit postulare. 

Das gleiche Verbot erliess lange später auch Kaiser Rudolf II. 
in einer Constitution von 1689 (citirt b. Job. Bapt. Schwarzenthaler 
Process. judic. L. I. c. 4 n. 18 und abgedruckt bei Dückers S. 169). 
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Ebenso haben Particiilarrechte und Universiülisstatuten das Hacedoni- 
anum recipirt und anerkannt. Ein Statut der Universität Königsberg 
▼. 1554 sagt in C.XVIII: ^Creditoribus autem, qui sine consensu prae- 
ceptorum vel amicomm infirmae aetati mutni dederint pecuniam vd 
r€8 non necessarioB vendiderint (also noch weiter gehend) secundum 
SO. Maccdonianum nihil solvatur.*' (Koch, d. prenss. üniversit. Bd. I. 
S. 595.) Die Frankfurter Reformation Tbl. II, Tit* I. § 4 sagt: 

Mit jenen Minderjährigen, so nicht in befelch der Vormündern 
oder Pflegern, sondern in patria potestate, das ist ihres noch lebden 
Yatters oder väterlichen Ahnherrn gewalt seint .... hat es eine an- 
dere Meinimg . . . wenn sie mit Gelt auffborgen oder entlehnen 
schulden machen oder sich in beschwärliche Bürgschaften einlassen. 
Denn in solchen Fällen, ob sie wohl von Rechtswegen auch obligirt 
werden. So haben doch sie, dessgleichen ihre Väter und Väterlichen 
Anherm, in deren Gewalt sie nodi seint, dieException SC*^ Mac^... 

Aehnlich das churbrandenburgischo Landrecht Tbl. I. Tit. 25, 
A. 14, die Nürnberger Ordination Tit. 13 A. 4. Aus dem sächsischen 
Recht vgl. Rescriptum Div. Job. Georgii IL ad Acad. Lips. v. 1680 
(bei König, Appendix sd annot. in ordin. cambial. Lips. Lit. N. p. 40) 
und Leipziger Rcsponsum vom November 1708 (Mencken, theoria et 
praxis Pand, h. t). So konnte Wernher (select. obs. for. II. pars VI 
obs. 334) zu seiner Zeit schon sagen: j,Quod SC^ Mac^ usus in foro 
non adeo infrequens sit, quotidiana experiontia comprobat.^ Derselbe 
citirt dann auch auf das Macedonianum sich stützende Wittenberger 
Entscheidungen in obs. 334, 355 etc. 

In förmlichster Weise endlich ist die rechtliche Geltung des 
Macedonianum anerkannt in dem noch geltenden Baier. Landrecht, 
2. Kapitel des 4. Theils. 

In die Zeit des vorigen Jahrhunderts fällt auch vorzüglich 
jener Gelehrtenstreit über die Geltung des Senatsbeschlusses, der binnen 
Kurzem allgemein bejahend entschieden wurde. 

Als Verstärkung unseres, obzwar schon ziemlich evidenten Be- 
weises dürften noch die zahlreichen Entsobeidsngen der obersten Ge- 
richtshöfe Deutschlands zu nennen sein, deren wir im Laufe der Ab- 
handlung öfters zu gedenken Gelegenheit hatten. 

Nach alledem wird ein Zweifel an der Rechtsbeständigkeit des 
Macedonianischen Senatsbeschlusses kaum zulässig erscheinen. Hat doch 
selbst in denjenigen Gebieten, welche durch particulare Gesetzgebung 
dem gemeinen Rechte entzogen wurden, der unserem Gesetze zu 
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Grunde liegende Gedanke seine Anerkennung gefunden und man wd 
im östreichischen wie im preussiscben Civilrechte Bestimmungen 
finden, die wenn auch in veränderter, der Zeit angepasster Form, das 
Prinzip, um welches es sich hier handelt, zur Geltung bringen. 

Und eben diese innere Lebensßihigkeit ist es, die weit mehr als 
jegliche formale Sanktion einem Gesetze Dauer sichert und die auch 
unserem Macedonianischen Senatsbeschlusse die Garantie der Aner- 
kennung sowie seiner wissenschaftlichen Behandlung die Rechtfertig- 
ung juristischen Interesses gibt. 
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